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Termine

Beim ÖGB-Kongress wurden in der bundesweiten Versammlung der

 Unabhängigen GewerkschaerInnen auch die Funktionen neu gewählt.

Vorsitzende: gf. Markus Koza (AUGE/UG), Martina Petzl-Bastecky (KIV/UG),

Beate neunteufel-Zechner (UGöD),

KassierIn: Veronika Litschel (AUGE/UG), Stv.: Sean Patrick Stanton (UGvida),

Schriführung: Sonja Müllner (KIV/UG), Stv.: Kurt Lang (UGPF).
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FRITZ SchILLER

Arbeiter kammer -
rat der AUGE/UG
in Wien

REInhARD SELLnER

Vorsitzender der
UGöD

ERnST EIGEnBAUER

Betriebsrat,
Meduni Wien,
AUGE/UG

EWALD MAGnES

Betriebsrat bei
UBIS Austria,
AUGE/UG

MARKUS KoZA

UG-Vorsitzender,
im ÖGB-Vorstand
und Mitarbeiter
der AUGE/UG

RoBERT KAnA

Mitarbeiter der
IG.EL

ULRIKE STEIn

Mitglied der
Bundes leitung der
UGÖD

Der letzte Teil der Interview-Serie wurde vor kurzem präsentiert.

Die Film-DVD  ist in der AUGE/UG um 15 Euro  erhältlich.

Auch heuer gibt es wieder „Kritischen Literaturtage“

in Wien. Damit geht die Literaturmesse abseits des

kommerziellen Mainstreams ins vierte Jahr.

Ziel ist es, Verlagen mit alternativen, gesellschafts- und sozialkritischen Büchern,

insbesondere aber unabhängigen und kleinen Verlagen aus Österreich und im

deutschsprachigen Raum, die Möglichkeit zu geben, ihr Sortiment zu bewerben und

auch zu verkaufen. Ein entsprechendes Rahmenprogramm mit Buchpräsentationen,

Lesungen oder Podiumsdiskussionen soll Interessierte bei freiem Eintritt anlocken. 

Termin: 8. bis 10. November 2013, Ort: Yppenplatz, 1160 Wien.
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Neues uG-Vorsitzteam

mitte Juni fand der 18.ÖGB-
 Bundeskongress statt – mit reger
 Diskussionsbeteiligung von unab-
hängigen Gewerkschafterinnen. in
 zukunft wird der Kongress seltener
stattfinden – die mehrheit fand,
fünf Jahre seien genug. Für uns ist
das keineswegs ein schritt in rich-
tung Demokratisierung des ÖGB. 

Bei den stattfindenden Wahlen
wurde unter anderem markus Koza
als mitglied des ÖGB-Vorstands
 gewählt. auch die unabhängigen
Gewerkschafterinnen haben ihre
Funktionen neu bestimmt – das
neue Vorsitzteam heißt markus
Koza, martina Petzl-Bastecky
und Beate Neunteufel-zechner.

ein Beitrag in dieser ausgabe
 beschäftigt sich mit dem thema
psychische Belastungen: aktuelle
studien zeigen, dass diese auf dem
arbeitsmarkt zunehmen. Bereits
vier von zehn menschen leiden
 unter depressiven erschöpfungs -
zuständen. und die Krisenpolitik
in europa trägt sicherlich auch
nicht zu einer Verbesserung des
psychi schen Befindens der
arbeitnehmer innen bei. 

abschließend möchte ich noch
alle an ihren abobeitrag für 2013
erinnern. infolge der Computer -
umstellung unserer alternative-
Datenbank konnten leider bislang
keine erinnerungsbriefe ausge-
schickt werden. Danke!

Editorial 
von Renate Vodnek
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s war ein routinemäßiger Kongress, ohne große
höhepunkte und mit altbekannten Schwerpunkten.
Eine Auruchsstimmung gerade in einer für
 ArbeitnehmerInnen angespannten Zeit war nicht
zu erkennen.

Pikant war auch die Tatsache, dass der Kongress just
drei Monate vor der österreichischen nationalratswahl ab-
gehalten wurde, was von einigen bürgerlichen Kommenta-
torInnen als Wahlhilfe für die österreichische Sozialdemo-
kratie bezeichnet wurde, wobei sie so unrecht nicht haen.

Der ÖGB insgesamt hat in den letzten Jahren weiter an
Bedeutung verloren. Ein Beleg dafür sind die nach wie vor
sinkenden Mitgliederzahlen. Im Vergleich zu 2011 gab es
einen Rückgang um 0,2 Prozent auf 1,2 Millionen Perso-
nen (2012). 1981 waren 1,677 Millionen Personen Mit-
glied einer der ÖGB-Gewerkschaen. Im Vergleich zu
2012 ist das ein Rückgang um 474.000 Personen oder um
mehr als 28 Prozent. Lediglich die GÖD und die GPA-djp
weisen wieder steigende Mitgliederzahlen aus, was aber
die Verluste der anderen Gewerkschaen nicht kompen-
sieren kann.

Andererseits ist es dem ÖGB beziehungsweise seinen
Gewerkschaen dennoch gelungen eine nach wie vor
fast 100-prozentige Kollektivvertragsabdeckung für die
abhängig Beschäigten in Österreich zu sichern. In
Deutschland-West zum Vergleich halten sich 61 Prozent
der Betriebe an Tarifverträge, in Deutschland-ost gar

nur mehr 49 Prozent. Zudem beträgt die durchschniliche
Laufzeit der österreichischen Kollektivverträge zwölf
 Monate, die der deutschen Tarifverträge 22 Monate.

Das internationale und europäische wirtschaliche
 Umfeld lässt auf keine rasche Erholung hoffen. Im Gegen-
teil. Es wird immer offensichtlicher, dass sich Europa in
 einer auch selbstverschuldeten Rezession befindet. Die
Spar- und Konsolidierungsprogramme der EU zeigen ihre
negativen Wirkungen. 

Die EU-Kommission schätzte in ihrer Frühjahrsprognose
das reale Wachstum des Bruoinlandsproduktes (BIP) für
Österreich für 2013 auf 0,7 Prozent, für 2014 schätzte es
ebenfalls 0,7 Prozent. Die Österreichische nationalbank ist

für dieses Jahr pessimistischer: Sie prognostiziert 0,3 Pro-
zent, für 2014 schätzt sie hingegen einen Anstieg um
1,5Prozent. Die EU-Kommission erwartet für dieses Jahr
für die Euro12-Länder ein Wachstum von 1,4 Prozent, für
das nächste Jahr hingegen überhaupt einen Rückgang von
0,6 Prozent des Bruoinlandsproduktes. 

Die niedrigen Wachstumszahlen übertragen sich auf die
Arbeitsmarktsituation in Österreich, die als äußerst unbe-
friedigend bezeichnet werden kann. Gewerkschaer Innen
sehen sich mit der Aussage konfrontiert, dass es  – was im-
mer von RegierungsvertreterInnen betont wird – in Öster-
reich viel weniger Arbeitslose als im übrigen Europa gäbe.

Vom 18. bis 20. Juni fand im 
Wiener Austria center der 18. ÖGB-Kongress statt. 

Von Fritz schiller.

ES WAR … NETT
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Das ist richtig, der relative Vergleich ist aber für die von
Arbeitslosigkeit betroffenen Menschen, deren Anzahl
 immer mehr ansteigt, nur bedingt hilfreich. Im Vergleich
zu 2011 erhöhte sich 2012 die Anzahl der Arbeitslosen und
Schulungs teil neh mer Innen um 5,6 Prozent auf mehr als
327.000 Personen. Diese absoluten Zahlen sind viel aus -
sagekräiger als die Arbeitslosenraten, die nach der  
EU-Methode publiziert werden.

Der Beginn

Der Auakt begann, wie immer, mit
den klassischen Grußadressen vom
Bundespräsidenten abwärts. Der Bun-
deskanzler dure auch sprechen, die
häle der Bundesregierung, Vertrete-
rInnen wichtiger und weniger wichti-
ger organisationen wurden begrüßt
und beklatscht. Pfiffe verdiente sich
herr Lugar (vormals BZÖ, vormals
FPÖ) vom Team Stronach, der sich im
Vorfeld des ÖGB-Kongresses zu der
Aussage verstieg, Gewerkschaen
werden nicht gebraucht, „Frank“ sorge
ja als Unternehmer selbst gut für seine
Arbeitnehmer.

Den ersten höhepunkt bescherte
den Delegierten Bernadee Segol, die
Generalsekretärin des Europäischen
 Gewerkschasbundes. In ihrer Grußadresse bezeichnete
sie die wirtschaspolitischen Entscheidungen der vergan-
genen Periode als faktisch und moralisch falsch. Die pseu-
dowissenschalichen Methoden der neoliberalen wollten
das europäische Sozialmodell abschaffen. Daher sei es ein
Gebot der Stunde, die einseitige europäische Sparpolitik zu
unterbrechen und angesichts der ansteigenden Krise mit
der hohen Arbeitslosigkeit, vor allem in Südosteuropa ein
Investitionsprogramm für Wachstum und Beschäigung in
der höhe von einem bis zwei Prozent des EU-BIPs in Gang
zu bringen. Mit ihrer sehr emotional vorgetragenen Rede
in einem Deutsch mit französischer Färbung, erntete sie zu
Recht Standing ovations. 

Der Leitantrag und die Statuten

Das herzstück jedes ÖGB-Kongresses ist die Behandlung
des Leitantrages des ÖGB-Bundesvorstandes. Das vorge-
legte Dokument gliederte sich in 16 Kapitel auf neunzig
Seiten. Es gab Kapitel zu Arbeitsmarkt, Arbeitszeit, Arbeit-
nehmerInnen- und Bedienstetenschutz, Gesundheit, Pflege,
Pensionen, Bedarfsorientierte Mindestsicherung, Familien-
politik, Bildung, Arbeitsrecht, Kollektivverträge und Mit-
bestimmung, Europa, Österreichs Wirtscha, ein eigenes
Kapital für Ökologisierung (!), Internationales sowie
 Demokratie und Verfassung.

Vorweg: Es war ein braver Leitantrag. Es gab nicht die
zündende Forderung, die die österreichische Gewerk-
schasbewegung von ihrer defensiven Position in eine

 aktive Rolle häe bringen können. Die Frage
einer generellen Arbeitszeitverkürzung zum
Beispiel wurde zwar auf Seite17 erwähnt,
häe sie Rene Schindler bei seiner Zusam-
menfassung der Kapitel nicht erwähnt, wäre
sie fast untergegangen. Dass jetzt schon
längst eine Arbeitszeitverkürzung auf drei-
ßig Wochenstunden bei vollem Lohnaus-

gleich angesagt ist, wurde im Leitantrag nicht thematisiert.
Zur Erinnerung: Die letzte allgemeine Arbeitszeitverkür-
zung trat 1970 in Stufen in Kra. Seither gab es ganz selten
branchenweise Arbeitszeitverkürzung. Anlass für eine die-
ser seltenen Gelegenheiten gab es, als ein sichtlich stolzer
Roman hebenstreit, Vorsitzender des ÖBB-Konzernbe-
triebsrates dem Bundeskongress verkündete, dass just am
Abend zuvor eine Einigung über die Einführung einer  
38,5-Stunden-Woche für die ÖBB-MitarbeiterInnen verein-
bart wurde. Gratulation!

Eine intensive Diskussion gab es zum Kapitel Bildung,
wobei die Frage der ganztägigen Gesamtschule im Zen-
trum der Argumentationen stand. hier verlief die Front,
wie nicht anders zu erwarten, zwischen der FcG-dominier-
ten Gewerkscha Öffentlicher Dienst und den anderen
 Gewerkschaen und Fraktionen.

Interessant war die Diskussion über die „Kollektiv -
verträge“, die sich jedoch nicht, wie angenommen, im vor-
geschlagenen Kapitel entwickelte, sondern in Kapitel
Europa intensiv entzündete. Die wichtigste Aussage zur
Lohnpolitik war auch nicht in dem vorgesehenen Kapital

„Kollektivverträge“ zu finden, sie tauchte unter „Österreichs
Wirtscha“ im zweiten Absatz auf, wo es heißt: „Generell
ist eine produktivitätsorientierte Lohnpolitik – also ein
orientierung der nominellen Lohnsteigerungen an der
 gesamtwirtschalichen Produktivitätsentwicklung plus
Zielinflation – anzustreben“. offen dabei blieb, um welche
Größe sollte es sich bei der Zielinflation handeln? Wurde

Bitte umblättern



hier  bewusst (?) eine Forderung von Gustav horn vom
 „Institut für Makroökonomie und Konjunkturforschung“
übernommen?

Eine hitzige Diskussion über die Vermögenssteuer gab es
bei der Vorstellung zur Wahl zum ÖGB-Vorstand von
 Monika Gabriel, der stellvertretenden Vorsitzenden der
Gewerkscha Öffentlicher Dienst, die sich mit dem Argu-
ment, es würde mit der Vermögenssteuer das „Gartenhaus“
besteuert werden, den Unmut eines Großteils der Delegier-
ten zuzog. Kollegin Gabriel hat wohl noch nicht begriffen,
dass die Besteuerung von Vermögen nach den ÖGB-Be-
schlüssen erst ab einem Wert von über 700.000Euro schla-
gend wird. Falls jemand ein Gartenhaus im Wert von über
700.000Euro sein eigen nennt, wird er/sie wohl fähig sein,
einen kleinen Beitrag für die Finanzierung von allgemei-
nen Aufgaben des Staates zu übernehmen.

Die Forderung nach Wiedereinführung einer Erbschas-
und Schenkungssteuer ab 150.000Euro als Mitfinanzierung
zum Pflegefonds aus dem Leitantrag wurde dahingehend
verändert, dass der Betrag gestrichen wurde, da er offen-
sichtlich zu Missverständnissen führte.

Mien in die Beratungen über den Leitantrag platzte die
nachricht über die Insolvenz der Baufirma Alpine. Wie
sich herausstellte, sind von der Pleite 5000 Arbeitnehmer -
Innen betroffen. Ein sichtlich betroffener Josef Muchitsch,
Vorsitzender der Gewerkscha Bau-holz, schlich aus dem
Versammlungssaal, um mit Rudi hundstorfer eventuelle
Reungsmaßnahmen zu beraten. Vielleicht war es Zufall,
aber erst nach dieser Meldung kam die Diskussion über ein
Konjunkturprogramm in Gang. Das wäre eine zentrale
Forderung des ÖGB gewesen, in der er eine aktive Rolle
spielen häe können. nun wird sie von anderen besetzt.

Die Arbeit von Willi Mernyi, Leiter des ÖGB-Referates
für organisation und FSG-Bundesgeschäsführer, ging
 etwas unter. hier ist nicht die Rede von seinen gewerk-
schalichen Aufgaben. Willi brachte es mit anderen zu-
stande, den Rechten die Feiern zum 8.Mai am heldenplatz
wegzunehmen. Keine kruden Fackelzüge und Beschwörun-
gen der Treue und Pflichterfüllung „unserer“ Soldaten zum

Jahrestag des Endes des zweiten Weltkrieges wird es von
nun an mehr geben. Ab 2013 wird die Tradition des Tages
der Befreiung mit einem Konzert der Wiener Symphoniker
am heldenplatz begründet. Und das ist gut so.

Eine kleinere Kontroverse gab es zum Statutenantrag,
den Bundeskongress nicht wie bisher alle vier Jahre,
 sondern nur mehr alle fünf Jahre zu veranstalten. Ein sehr
erfolgreicher handelsangestelltengewerkschaer verstieg
sich zur Argumentation, dass es besser wäre, wenn die
 Betriebsräte ihre Arbeit in den Betrieben machen würden,
dort, nämlich (!), wo sie gebraucht würden. Schließlich
würde der Bundespräsident auch für sechs Jahre gewählt
und keiner würde sich aufregen. Diese Argumente sind
nicht nachvollziehbar. Zum einen handelt es sich beim
ÖGB um die organisation der ArbeitnehmerInnen, die auf
gesamtgesellschalicher Ebene agieren soll und muss und
nicht um die eines Unternehmens. Der Österreichische
 Gewerkschasbund hat völlig  andere Aufgaben als die
 Betriebsräte. Er hat arbeitnehmer Innenrelevante Forderun-
gen für alle in Österreich Beschäigen aufzustellen und
wenn möglich durchzusetzen. Dem Kollegen ist wohl die
gesamte Debae um die Demokratisierung in den europäi-
schen Gesellschaen entgangen. Dass die Menschen ver-
stärkt durch Volksbefragungen  sowie Volksabstimmungen
mitbestimmen wollen, findet demnächst seinen Ausdruck
in der österreichischen  Gesetzgebung. 

Das Argument der sechsjährigen Amtszeit des Bundes-
präsidenten kann auch nicht überzeugen. Der Bundespräsi-
dent ernennt zwar die Regierung, aber wie wir zuletzt bei
der schwarz-blauen Regierung gesehen haben, scherte sich
Schüssel einen Dreck um die verfassungsmäßigen Rechte
von herrn Klestil und zwang ihn zur Angelobung seiner
Regierung. Lediglich den blauen herrn Prinzhorn konnte
er verhindern. Was häe er auch tun sollen? Mit dem
 Bundesheer als oberbefehlshaber die schwarz-blaue
 Regierung verhindern? 

Schließlich düre der erfolgreiche handelsangestellten-
gewerkschaer die Bemühungen um eine Demokratisie-
rung nach dem BAWAG-Debakel vergessen haben. Wo ist
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das Antragsrecht für das einzelne ÖGB-Mitglied, wie es
das schon zum Beispiel bei der GPA-djp gibt? Wo ist die
Möglichkeit einer Urabstimmung? Eine Verlänge-
rung der Zeit zwischen den ÖGB-Kongressen um
ein Jahr auf fünf Jahre ist keineswegs ein Schri
in Richtung Demokratisierung des Österrei-
chischen  Gewerkschasbundes.

Die Wahlen zum ÖGB-Vorstand

Bei den Wahlen zum ÖGB-Vorstand gab es kei-
ne Überraschungen: Erich Foglar wurde als Präsi-
dent mit 93,5 Prozent wiedergewählt, was nicht
verwundert, da er ein absolut sympathischer und
integrer erster Repräsentant der österreichischen
Gewerkschaen ist. Seine Stellvertreterin Sabine
oberhauser erhielt 89,4 Prozent, sein Stellvertre-
ter norbert Schedl von der FcG erhielt 89,1 Pro-
zent. Bei den weiteren Mitgliedern
erhielten der ÖGJ-Vorsitzende Sa-
scha Ernszt und Pro-GE-Vorsitzender
Rainer Wimmer mit 98,4Prozent die
größte Zustimmung. Markus Koza,
der Vorsitzende der UG, schni mit
94,7 Prozent sehr passabel ab, was den
FcG-Kandidatinnen Sabine Lukse
(77,6 Prozent) und Monika Gabriel
(78,6Prozent) nicht gelang. Letztere
hae sich durch eine sehr  autoritäre
Vorsitzführung und ihre Wortmeldung
zur Vermögenssteuerung nicht viele
Freunde gemacht.

Die Leitenden Sekretäre Bernhard
Achitz und Martina Gerharter (verant-
wortlich für Finanzen), die denim Vor-
jahr zur Westbahn als Vorstandsvorsit-
zender abgewanderten clemens Schnei-
der abgelöst hae, wurden vom neu ge-
wählten ÖGB-Vorstand wiederbestätigt.
Monika Gemperle, die drie Leitende Sekretärin,
war Mie letzten Jahres als stellvertretende Ge-
neralsekretärin zur neuen internationalen Bran-
chengewerkscha IndustriALL nach Genf ge-
wechselt, wurde nicht nachbesetzt.

Es war ein neer Bundeskongress, es haben
sich viele nee Leute getroffen, die gesamte
 Breite der Gewerkschasbewegung war zugegen.
Eine Gewerkscha hat aber eine Kampforgani -
sation (copyright: Sandra Frauenberger) zu sein.
Der neoliberalismus wird nicht von selbst sein
Ende finden. Die Menschen und als eine wichtige
organisierende Kra die Gewerkschasbewegung
müssen sich ihm entschieden entgegenstellen,
damit Menschlichkeit, Würde und Fairness in
den Arbeitsprozess einkehren. Von einer Kra,
die diese Anforderungen erfüllen kann, sind die österrei-
chischen Gewerkschaen leider noch entfernt. z
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er hintergrund dieser Forderung ist die
 zunehmende Praxis am Arbeitsmarkt, Werk -
verträge oder freie Dienstverträge anstelle von
echten Dienstverträgen auszustellen. Freie
 Dienstverträge haben für die ArbeitnehmerInnen

zwei große nachteile: 
Sie erhalten bei gleicher Leistung ein geringeres1.
Entgelt und verlieren arbeitsrechtlichen Schutz. Der
Republik entgehen somit via Sozialversicherungen
und Steuern Einnahmen. 
ArbeitnehmerInnen verlieren weiters durch freie2.
Dienstverträge Mitbestimmungsrechte wie Betriebs-
ratsbildung, Wahl zum Betriebsrat und sogar das
Streikrecht. 

Salamitaktik

Die Salamitaktik der heterogenen Unternehmensland-
scha geht auf. Unternehmen ersparen sich durch freie
Dienstverträge Sonderzahlungen, die kollektivvertraglich
festgelegt sind und somit nur den echten Dienstverträgen
zugutekommen. Den ArbeitnehmerInnen entgehen da-
durch Urlaubsansprüche, Vorrückungen und Zulagen. Die
ArbeitgeberInnen ersparen sich aber nicht nur Geld, sie
 ersparen sich auch potenziell aufmüpfige MitarbeiterInnen.
Denn freie Dienstverträge haben keinen besonderen
 Kündigungsschutz. 

nach und nach sind in den letzten zwanzig Jahren
 immer mehr Branchen vom Arbeitsrecht „befreit“. Mitar-
beiterInnen, die vor zwanzig Jahren echte Dienstverträge
haen, haben diese heute nicht mehr automatisch. Der
Staat muss „schlanker“ werden, sich also selber abschaffen:
Stück um Stück. neben den Museen geht es um Biblio -
theken und Wissenscha und Forschung (Universitäten,
Krankenhäuser etc.). Freie Dienstverträge werden zum
Einstiegsmodell in Institutionen. 

Die sogenannte „Privatwirtscha“ sieht dem Treiben
nicht lange zu, sondern beginnt nach dem Vorbild des
Staates „auszugliedern“. Leiharbeit, outsourcing und damit

verbunden Werkvertragsregelungen und freie Dienst -
verträge nehmen seit zirka zwanzig Jahren langsam, aber
kontinuierlich zu. Mit jeder Ausgliederung gehen Arbeit-
nehmerInnenrechte verloren, die Verträge werden „freier“.
Und Freiheit ist doch etwas, das alle wollen. 

Einäugig durch Spaltung

Die Gewerkscha ist lange auf einem Auge blind. Im
hinblick auf die Praxis der „Ausgliederungen“ sind die
komplexen Strukturen des Österreichischen Gewerk-
schasbundes problematisch: Es ist für Einzelne schwierig,
einen Blick über die Gesamtlage zu erhalten. 

Einmal werden die Putzdienste „ausgegliedert“, einmal
die Verkäufer Innen, ein anderes Mal die haustechnik, ein
weiteres Mal sind es die BuchhalterInnen. Immer eine
 andere Branche, damit die Gewerkschaen, die branchen-
organisiert sind, keinen eindeutigen Zusammenhang er-
kennen. Selbst dann nicht, wenn diese „Ausgliederungen“
dasselbe Unternehmen betreffen. 

Die Teilgewerkschaen haben geringe chancen, Einblick
in die Verhältnisse der anderen zu  gewinnen. Die Methode
der Spaltung ist immer dieselbe: Zuerst werden Berufs-
gruppen diffamiert, beispielsweise als „Privilegienrier“
(Bundesbahn, BeamtInnen, LehrerInnen, Rundfunk, etc.)
abgestempelt. Danach werden wirtscha liche Motive ins
Spiel gebracht (Webewerb, globale  Wirtscha…). Irgend-
einen Grund gibt es immer. 

neue Technologien benötigen neue Berufe und also
braucht es „neue Selbstständige“, die auch gleich die
 ArbeitgeberInnenanteile an der Sozialversicherung selbst
 bezahlen. Schließlich die Fachhochschulen: Wenn ein Sys-
tem neu aufzustellen ist, dann aber richtig! Die Fachhoch-
schulen sind von Beginn an „schlank“ und „autonom“ auf-
gestellt. Der Staat beteiligt sich nur als Sponsor. Machen
lassen. 86Prozent des Personals an den Fachhochschulen
sind outgesourctes Personal – mit im Schni alle drei Jahre
wechselnden Bedingungen von Werkverträgen und freien
Dienstverträgen in den letzten zwanzig Jahren. Je nachdem,

Der ÖGB hat im Leitantrag seines 18. Bundeskongresses 
beschlossen, die „Flucht aus dem Arbeitsrecht“ wirkungsvoll zu bekämpfen. 

Von robert Kana.

TEILE UND 
HERRSCHE
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wie zähe Klagsprozesse gerade höchstge-
richtlich entschieden wurden. „Alte“ Macht-
verhältnisse (Proporz) werden hier zum „neuen“
Bildungsmodell geformt. 

Und niemand regt sich auf

Die Fachhochschulen sind ein Mikrokosmos dafür, wie
man’s „richtig“ macht. Die „freien“ Dienstverträge geben
eine freie hand. Die Verträge sind vordergründig sachlich
gerechtfertigt semesterweise auf fünf Monate befristet.
nach jedem Semester ist jede LektorIn austauschbar, er-
setzbar. Das kriegt jede einzelne auch täglich zu spüren.
Will mensch den Lehraurag, muss sie/er es sich gut
 stellen. Allzu weit darf sich niemand exponieren. Damit
über die Gesamtlage kein wirkliches Bewusstsein entsteht,
werden Zusammenküne unterbunden, so gut es geht.
 Gemeinsame Veranstaltungen gibt es nur dann, wenn es
sich nicht vermeiden lässt: Und dann unter Aufsicht. 

Regt sich Widerstand, wird an andere Stellen verwiesen.
Die Stundensätze blieben über fast ein Jahrzehnt gleich.
Regt sich jemand auf, wird die eigene notlage in den Vor-
dergrund gerückt: „Ich würde ja, wenn ich mehr Budget
häe“. hil das alles nichts: „Wir müssen dir ja keinen
Vertrag mehr ausstellen.“ 

Was an Fachhochschulen täglich gelebte Praxis ist, findet
auch auf gewerkschalicher Ebene sta. Die „Befreiung“
vom Arbeitsrecht geht branchenweise über die Bühne. Die
Teilgewerkscha, die „gerade nicht dran“ ist, kann aufat-

men: „Uns geht’s gut.“ Jede Branche hat
andere Probleme, ist das Argument. Die

 Sicherung von  Arbeitsplätzen ist zudem ein
wichtiges Ziel. 

Gemeinsam oder vogelfrei

Die so geschaffenen „Vereinzelungen“ ermöglichen also
in erster Linie, Freiheitsgrade für die ArbeitgeberInnen seite
zu schaffen. Auf ArbeitnehmerInnenseite ist die Konkur-
renz zwischen fix Angestellten und freien DienstnehmerIn-
nen eröffnet. Das wieder gebräuchliche Wort „Lohndrücker“
zeigt die mangelnde Solidarität. Gewerkschaen haben ihre
Stärke immer nur aus einem Zusammenhalt gespeist, bei
dem den ArbeitnehmerInnen klar ist, dass gemeinsame In-
teressen bestehen. Salami taktik und Vereinzelung ermögli-
chen diese Zusammenhänge zu verschleiern und Solidari-
sierung über die  Branche hinweg zu verhindern. 

Mit dem Leitantrag zum 18. Bundeskongress hat der
ÖGB ein Zeichen gesetzt, dass ArbeitnehmerInnenrechte
nicht teilbar sein dürfen. Rechte der ArbeitnehmerInnen
sind gemeinsame Rechte. Und um diese muss gemeinsam
gerungen werden. Die Vereinzelung ist weit fortgeschrit-
ten, es bedarf noch großer Anstrengungen von gewerk-
schalicher Seite, diese zu überwinden. Das Bewusstsein
über diese Zusammenhänge und der organisierungsgrad
der Gewerkschaen sind in dieser hinsicht schwach und
somit zu stärken. z

Die
methode der

spaltung ist immer
dieselbe: zuerst werden

Berufsgruppen diffamiert, tum
Beispiel als „Privilegienritter“
abgestempelt. Danach werden

wirtschaftliche motive ins spiel
gebracht (Wettbewerb, globale

Wirtschaft…). irgendeinen
Grund gibt es immer
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Thema

Leitantragskapitel: Arbeitsmarkt

Frauenförderung angehen – auch in Führungspositionen
Ernst Eigenbauer: „Im Kapitel „Arbeitsmarkt“ findet sich•

zum Punkt „Frauen“ unter anderem der Satz: „Ziel ist
grundsätzlich die Steigerung der Frauenerwerbstätigkeit
und die Erhöhung des Anteils von Frauen in Führungs-
funktionen.“ In den Gewerkschaen und im ÖGB sind in
acht Top-Positionen acht Männer. Gelten die eigenen
 Forderung im eigenen haus nicht?

Männer müssen ein aktives Bekenntnis und Tun zur
Frauenförderung ablegen, damit sich was bewegt.
 Andernfalls bleiben alle Forderungen in diese Richtung
leere Worthülsen.

In 5 Jahren (eigentlich lieber schon in 4, aber die Funkti-
onsperiode wird ja verlängert) möchte ich nicht das Glei-
che sagen müssen. nein, ich erwarte, dass dann in Summe
4 Frauen als Vorsitzende in den Teilgewerkschaen und
dem ÖGB und somit die 40-Prozent-ote erfüllt ist.“

Ulli Stein: „Es hat Tradition, dass die Sprossen der Er-•
folgsleiter für den Standardlebenslauf des 40-jährigen,
 heterosexuellen, österreichischen Mannes ausgerichtet
sind. Um Frauen gleiche chancen in allen beruflichen Fel-
dern und hierarchien zu ermöglichen, müssen wir die Tra-
dition ändern. Das Ziel heißt: es ist normal, dass Männer
Auszeiten vom Berufsleben nehmen. Männer gehen in

 Karenz – genauso wie Frauen. Männer nehmen alle Arten
von familiären Betreuungspflichten wahr – genauso wie
Frauen. Männer nehmen sich berufliche Auszeiten wie
zum Beispiel Sabbaticals oder Bildungskarenzen – genauso
wie Frauen. Damit wird „der Mann“ für den Arbeitgeber
genauso unkalkulierbar wie „die Frau“. Die durchgehende
Berufslauahn darf nicht automatisch den Ausschlag für
Beförderungen und qualifizierte Stellen geben.“

Ulli Stein: „Führung in Teilzeit muss Einzug in die beruf-•
liche normalität finden. Führung in Teilzeit kann bedeuten,
Führung zu teilen, und das heißt dann, gemeinsam in ei-
nem Führungsteam Konzepte zu erarbeiten, Verantwor-
tung zu teilen und gemeinsame Entscheidungen zu treffen.
Führung in Teilzeit bedeutet auch nach 20, 30 oder wieviel
Stunden auch immer, die Bürotür hinter sich zu schließen
und sich anderen Lebensbereichen und Aufgaben widmen
zu können. Führung in Teilzeit heißt damit, Karriere und
Lebensplanung unter einen hut bringen zu können – eine
Führungsposition und Kinder, eine Führungsposition und
die Betreuung von Angehörigen, muss sich nicht aus-

schließen oder zu einer fast un-
lösbaren Aufgabe werden.
 Weder für Frauen noch für
Männer. Und wenn Führung in
Teilzeit „Führung teilen“ impli-
ziert, dann müssen wir fordern,
dass dies gleichberechtigt und
zumindest paritätisch besetzt
erfolgt.“

Beate neunteufel-Zechner:•
„Ich möchte dringend darauf
hinweisen, wie wichtig es ist,
dass eine Auebung des Auf-
nahmestopps im öffentlichen
Dienst endlich erreicht wird,
im Interesse junger und weib -
licher Arbeitskräe.“

Zergliederung von Arbeitsprozessen

Beate neunteufel-Zechner:„Vermessung und Evaluie-•
rung in der Arbeitswelt führen zu einer Vermehrung von
Projektarbeit und zur Zergliederung von Arbeitsprozessen
in vertreibbare Module. Insbesondere in den Fachhoch-

Im Rahmen der Antragsdebatte hat die UG zu jedem Kapitel Redebeiträge abgegeben. Wir haben
Auszüge aus den Reden einiger TeilnehmerInnen, nämlich von ernst eigenbauer,

Beate Neunteufel-zechner, reinhard sellner und ulrike stein thematisch zusammengefasst.

REDEN REDEN
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schulen gibt es daher kleine Stammbelegschaen, die einen
Betriebsrat wählen, und eine enorme Anzahl von prekär
beschäigten Lehrenden, die Lehr-Module anbieten und in
kleinen Einheiten verkaufen müssen, so dass sie nie eine
chance auf Übernahme in die Stammbelegscha haben
werden und nie ein Betriebsratswahlrecht. hier muss die
Gewerkscha in ganz eigenem Interessen aktiv werden,
geht es doch auch um neue Mitglieder!

Reinigungsfirmen bieten Grundreinigung kostengünstig
an: Das geht nur, wenn sie Frauen in Teilzeit (um die
600Euro bruo im Monat) beschäigen. Darüber hinaus
werden Reinigungsprojekte angeboten, die von gering -
fügig beschäigten Projekt-Putzfrauen und -männern
 erledigt werden können. Das ist für mich: Sparen am
 falschen Ende und auf niedrigstem niveau, bei denen, die
in der Verdienstkee am untersten Ende liegen!“

Für Projekt-MitarbeiterInnen an den Universitäten gilt,
dass langjährige Beschäigung in wissenschalichen
 Projekten keine Arbeitsplatzsicherheit gewährleistet, dass
sich diese Form der Projekt-Beschäigung durch Verzicht
auf Familienleben und auf langfristige Existenzsicherung
als wirkliche Selbstausbeutung herausstellt, da die Über-
nahme in ein ordentliches Dienstverhältnis nahezu nie
vorkommt. Ein Beispiel: KulturvermilerInnen „dürfen“
sich um Führungen zu einzelnen Ausstellungen bewerben,
für die Zuteilung von Aurägen müssen sie ständig auf
Abruf leben; bei einer einzigen Terminabsage aus famili -
ären Gründen kommen sie mitunter nicht mehr zum Ein-
satz. Sie verlieren sofort ihr ohnehin überwiegend gering-
fügiges Einkommen. Das ist ein Akademikerinnenleben
auf höchstem Risiko-niveau!“
„Die Konsequenz daraus für mich als unabhängige Ge-

werkschaerin: Der Österreichische Gewerkschasbund
und seine Gewerkschaen müssen sich für eine existenz -
sichernde Teilhabe am Arbeitsmarkt einsetzen und im
 Bereich der Kollektivverträge und der Arbeitsverträge
 Umgehungen aller Arten verhindern. Die Forderung muss
daher sein, dass öffentliche Förderungen nur mehr dann an
Unternehmen vergeben werden, wenn dadurch eine kon-
krete Steigerung der Beschäigtenzahlen, verbunden mit
alitätsmerkmalen von existenzsichernden Arbeitsplät-
zen garantiert werden können.“

Einkommensbericht

Gute ansätze, aber bitte mehr!
Ernst Eigenbauer: Um das Instrument des Einkommens-•

berichtes schärfer zu gestalten, müssen Gehälter und Über -
stunden in einer eigenen Auswertung betrachtet werden;
Denn es geht ja auch im den Abbau von Mehrarbeit zu
Gunsten von neues Arbeitsplätzen. Mit detaillierten Aus-
wertungen können die Bereiche gefunden werden, wo dies
möglich ist. Es kann untersucht werden, in welchen Lohn-
bereichen Überstunden in welcher höhe und Regelmäßig-
keit anfallen und ob Männer mehr sowie besser bezahlte
Überstunden haben als Frauen. Die Forderung nach
 Einstellung neuer MitarbeiterInnen bei regelmäßigem
 Anfall von Überstunden kann besser begründet werden.
All-Inclusive-Verträge müssen ebenfalls aus dem Einkom-

mensbericht herausgenommen werden und extra analy-
siert werden; eigentlich sollten sie ja nur für
 Führungskräe beziehungsweise Personen in Führungs -
positionen gelten und nicht, wie derzeit, sehr „ausbeute-
risch“ vergeben werden.“

Europa und Internationales

Kreativindustrie als neues spielfeld?
Beate neunteufel-Zechner: „Ich wünsche mir vom ÖGB•

und seinen Mitgliedern Solidarität mit den Arbeitnehmer -
Innen der europäischen Länder Griechenland, Spanien,
 Irland, Portugal, Rumänien, Bulgarien und allen anderen,
denen mit falschen Sparvorgaben demokratische Rechte
entzogen werden! Ich möchte auf ein neues Schlagwort
hinweisen: die Kreativindustrie. Große EU-Projekte sind in
Vorbereitung, die unter anderem dazu dienen sollen, dass
verantwortungsbewusst und qualitätsvoll erzeugte Pro-
dukte des öffentlichen Dienstes von Konzernen für ihre
private Gewinnmaximierung nutzbar gemacht werden
 sollen. Konzerne bieten unter anderem Soware an, die
 ihnen Zugang zu Daten aus öffentlich-dienstlicher Produk-
tion ermöglicht und eine Datenabsaugung und kommer-
zielle nutzung von Kultur- und Bildungsdienstleistungen
erlaubt, die bisher nur im öffentlichen Dienst und im
 öffentlichen Interesse erzeugt und genutzt wurden. Es

Bitte umblättern



 handelt sich etwa um Suchmaschinen, die langfristig nur
mehr die kommerzielle, aber nicht mehr eine wissenscha-
liche nutzung zulassen werden. Das bedeutet eine schwer-
wiegende Beeinträchtigung unseres Kultur- und Wissen-
schasarbeitsmarktes mit unabsehbaren Konsequenzen für
InformationsdienstleisterInnen in Österreich.

Der Österreichische Gewerkschasbund und seine
 Gewerkschaen werden ersucht, diese Entwicklung der
Kreativindustrie kritisch zu beobachten und große Schäden
für die österreichische Arbeitswelt rechtzeitig durch
 geeignete Maßnahmen wie eine Stärkung der öffentlichen
Dienste und intensiver Mitarbeit an künigen Daten-
schutzregulierungen zu verhindern.“

Bildung

Bildung für alle ist finanzierbar
Reinhart Sellner: „Der ÖGB fordert mit dem Leitantrag•

nicht nur das Menschenrecht auf Bildung für alle, ohne
 soziale Schranken und soziale Diskriminierung, sondern
auch die Bereitstellung der dazu notwendigen Budget -
miel: „Bildung ist finanzierbar – allerdings nicht ohne
vermögensbezogener Steuern.“

Bundesweit verbindliche Standards für Arbeitsbeding -
ungen, Arbeitszeit und Bezahlung der KollegInnen Päda -
gog Innen sollen die alität der Bildungsarbeit in den
 Kindergärten in ganz Österreich verbessern. Die Verwirkli-
chung der Forderungen zur Elementarbildung brauchen
branchenübergreifende gewerkschaliche Kooperation
von GPA-djp, GdG, Vida und GÖD. Der ÖGB-Vorstand
sollte die Möglichkeit schaffen, Elementarpädagogik in

 einer organisationsstruktur, welche die Grenzen der
 Teilgewerkschaen überwindet, zu thematisieren.

Die Forderung nach Überwindung sozialer Benachteili-
gung im Bildungsbereich ist so alt wie die Gewerkschas-
bewegung. Der ÖGB fordert einmal mehr das Ende des
Auseinanderdividierens der Kinder und Jugendlichen und
die gemeinsamen Schule bis zum Ende der Schulpflicht,
also bis fünfzehn, aber diesmal, und das ist neu und mit
den  Sozialpartnern koordiniert: Ein gemeinsames 9. Schul-
jahr soll sicherstellen, dass jede und jeder Jugendliche fun-
diert und bewusst entscheiden kann, ob sie und er nach
dem Pflichtschulabschluss, den alle erreichen sollen, eine
Lehrausbildung, eine Berufsbildende oder eine Allgemein-
bildende höhere Schule wählen.

Die kapitalistische Wirtschas- und Finanzkrise, die zu
einer Budgetkrise und zur Krise des Sozialstaates umgelo-
gen wird, gefährdet auch in Österreich den Sozialstaat und
den öffentlichen Dienst, der dem Gemeinwohl verpflichtet
ist. Der ÖGB fordert aber im Leitantrag dieses Kongresses
nicht nur die Sicherung des Sozialstaates und seiner öffent-
lichen Dienste, er sagt auch, gemeinsam mit der AK und
dem EGB, wie diese Forderungen zu finanzieren sind. Ein
schulreform-taugliches Dienstrecht für alle LehrerInnen,
die in Zukun alle unabhängig von der Schulstufe, an der
sie unterrichten, masterwertig ausgebildet werden, bringt
entsprechend höhere Gehälter für rund achtzigtausend
LehrerInnen im Pflichtschul- und berufsbildenden Bereich.
Das kann nicht mit nullohnrunden und Arbeitszeiterhö-
hungen finanziert werden, da braucht es zusätzliche Steu-
ergelder. Die Umsetzung der ÖGB-Forderung nach vermö-
gensbezogenen Steuern ist zur Sicherung und Verbesse-
rungen der öffentlichen Dienste notwendig. nur gemein-
sam werden wir eine vorrangig an den Interessen der ar-
beitenden Menschen orientierte Budgetpolitik der Bundes-
regierung erreichen.“

Der Leitantrag allgemein

Viele gute und wichtige Forderungen in vielen Kapiteln.
Einiges häe sich die UG schärfer gewünscht. In manchen
Bereichen wäre eine deutliche politische Analyse, die eine
grundlegende Positionierung festlegt, wichtig gewesen.
Aber: Die deutliche Ablehnung der derzeitigen Europäi-
schen neoliberalen Wirtschaspolitik, die nennung der
wirklichen Krisenursachen und das Bekenntnis zum
Kampf gegen Eingriffe in gewerkschaliche Rechte sind
entscheidende Teile dieses Arbeitsprogramms für die
nächsten fünf Jahre.

In der Vorstellung des Leitantrags und in den Wort -
meldungen von Erich Foglar wurde sichtbar, dass die
 Euro päische Sozialunion Priorität in den europäischen
 Gewerkschaen hat.

Uns allen bleibt nun die wichtige Aufgabe, die Arbeit des
ÖGB's und seiner Repräsentanten (Frauen kommen in die-
ser Ebene leider nicht vor) an den aufgestellten Forderun-
gen zu messen, diese einzumahnen. Und natürlich bleibt es
unsere Aufgabe, unsere Forderungen in aller Schärfe wei-
ter in die Arbeit des ÖGB's einzubringen. z
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Damit geht der Prozess in die
nächste Runde. Ursprüngliche Be-
gründung war der Vorwurf der Bil-
dung einer kriminellen organisation
gemäß dem „Mafia Paragrafen“ §278a
Strafgesetzbuch. In dieser Sache ist
der Freispruch rechtskräig, die nun
angeklagten Paragrafen haben es
 allerdings auch in sich: Vorgeworfen
werden versuchte Schwere nötigung
von pelzhandelnden Bekleidungs -
unternehmen wie KleiderBauer oder
Fürnkranz, Sachbeschädigung, Tier-
quälerei und Widerstand gegen die
Staatsgewalt. 

Das zentrale Argument der Staats-
anwaltscha ist, dass bereits die An-
kündigung einer legalen Protestkam-
pagne oder Demonstration den Straf-
bestand der schweren nötigung erfül-
len würde. Strafrahmen dafür: Sechs
Monate bis fünf Jahre ha. Vorgewor-

fen werden „Straaten gegen das Ver-
mögen der Firma“, in dem zum Bei-
spiel „in einer Rede im Rahmen der
Aktionärsversammlung … eine Kam-
pagne“ angedroht wurde. Kampagnen,
die laut Beweiserhebung aus Flug-
blaverteilen, Informationskund -
gebungen oder Medienberichten
 bestehen. Das oberlandesgericht kann
die Tatsachenfeststellung des Erst -
gerichts nicht bezweifeln, dass die
TierrechtsaktivistInnen keine Straf -
taten begangen haben. Doch das

 Anschreiben von
Firmen mit der
Aufforderung, den
Pelzhandel ein -
zustellen, weil es
sonst legale Kam-

pagnen geben würde, wird als nöti-
gung interpretiert. Denn Informatio-
nen an KundInnen könnten zu Um-
satzeinbußen und damit zu Geschäs-
schädigung führen. 

Eine gute Möglichkeit, (aktive und
potentielle) KritikerInnen der herr-
schenden Verhältnisse einzuschüch-
tern und zu kriminalisieren sowie die
Meinungs- und Versammlungsfreiheit
weiter auszuhöhlen. Denn wer ent-
scheidet, welche handlungen das Ver-
mögen einer Firma bedrohen, schwere
Sachbeschädigung oder nötigung dar-
stellen? Gehört ein auf der Erde lie-
gendes verteiltes Flugbla bereits in
die Kategorie „Sachbeschädigung“?
War der oktoberstreik 1950 in Wirk-
lichkeit eine breit angelegte schwere
nötigung durch die Lohnabhängigen?
In Zukun könnte also ein Streik für
bessere Arbeitsbedingungen nicht nur
als nicht zulässig erklärt werden, son-
dern die Streikenden mit dem Vor-
wurf der Schweren nötigung verhaf-
tet werden. 

nach vier Jahren Verfahrensdauer
ist damit für die fünf AktivistInnen
noch immer kein Ende in Sicht. Be-
troffen sind derzeit AktivistInnen der
Tierrechtsbewegung, aber treffen
kann es jede von uns – gemeint sind
wir alle. z

http://antirep2008.org/

PROZESS RELOADED

Im Tierschutzprozess

 wurden die  Freisprüche

gegen fünf AktivistInnen

Ende Mai aufgehoben.

Von renate Vodnek.
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Gewerkschaft & Betrieb

Filmtipp: Der Prozess 
Der Film von Gerald Igor hauzenberger handelt vom Prozess
 gegen 13 TierschützerInnen, die nach dem sogenannten Mafia-
 Paragraf 278a angeklagt wurden. Ihnen wurde die Bildung einer
kriminellen organisation vorgeworfen. Dadurch bekam eine Son-
derkommission (SoKo) bereits 2007 weitreichende Ermittlungsbe-
fugnisse, wie Videoüberwachung, Abhörmaßnahmen oder E-Mail-
Auswertung. Trotz 5 Millionen Steuergeldern für die Ermittlungs-
tätigkeit der SoKo wurden keine Beweise gefunden – der Prozess
endete schließlich mit einem Freispruch in allen Punkten. 

Wer nun glaubt, dass damit die Sache erledigt ist, irrt. Viele
der AktivistInnen stehen wegen der Prozesskosten vor dem finan-
ziellen Ruin. Mittlerweile wurde der Berufung der Staatsanwalt-
schaft stattgegeben – was auf der einen Seite weitere Prozess -
kosten bringen würde und auf der anderen Seite die Ungewissheit
für die Angeklagten verlängert. 

handelt es sich also um einen Musterprozess gegen zivilen
Ungehorsam? Müssen alle, die sich aktiv in einer nGo engagie-
ren, fürchten, als Mitglied einer terroristischen organisation ange-
klagt zu werden? Der Filmemacher Gerald Igor hauzenberger be-
gleitete einen der größten Prozesse der Republik mit der Kamera.

DVD, Österreich 2011, 116 Minuten, derprozess.com
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Gewerkschaft & Betrieb

ragen der Arbeitsorganisation stellen
sich in allen Betrieben, unabhängig von
der Unternehmensgröße. Es liegt auf der
hand, dass weitläufigere Strukturen da-
bei tendenziell mehr Steuerung, Adaptie-

rung und Reflexion brauchen. 
Zwar werden neue Formen der Arbeitsorga-

nisation und der Produktionsstrategien spätes-
tens seit den 1980er Jahren intensiv diskutiert.1)

Auch betriebswirtschalich sinnvolle Umset-
zungsmöglichkeiten scheitern in der betriebli-
chen Praxis jedoch viel zu o an fehlendem
 Demokratieverständnis beim Management und
mangelndem Einbeziehen der Belegscha. 

Viel Gerede, wenig Besserung?

Die rasante Zunahme psychischer Belast -
ungen am Arbeitsplatz hat viele Ursachen,
 gerade als Folge veränderter oder gar fehlender
 Arbeitsorganisation. Es lohnt sich, verstärkt
 darüber nachzudenken. nicht zielführend ist es,
die Problematik alleine im Licht des Struktur-
wandels hin zur Dienstleistungsgesellscha zu
betrachten. Mindestens genauso relevant sind
die immer stärkere Arbeitsverdichtung und der
ständig steigende Kosten- und Erfolgsdruck auf
die Beschäigten. 

Folglich warnen WissenschaerInnen zuneh-
mend vor den Folgen der unterschätzten Pro-
blematik. Der US-Soziologe Richard Senne
konstatiert die Veränderungen als „neuen Kapi-
talismus“, dem System der Kapitalisierung aller
Lebensbereiche und laufender Gewinnmaximie-
rung. hirnforscher Joachim Bauer sieht Arbeit
zu einem Diktat degradiert und realisiert, dass

„Instabilität und Umstrukturierungen zu einem
Selbstwert geworden“ sind. nachsatz: „Perma-
nente Unruhe gilt da als alitätsmerkmal –
 inklusive Personalwechsel.“2)

Das deckt sich mit den Erfahrungen vieler
Betriebsrät Innen und ArbeitnehmerInnen. Gerade in
multinationalen Konzernen werden Entscheidungen
nicht mehr auf Betriebsebene getroffen, globale Richt -
linien aber 1:1 lokal umgesetzt – omals mit der

„Brech stange“, unter Miss achtung der Mitbestimmungs-
rechte der Belegschaen. 

Die „Hundstorfer-Novelle“ des
ArbeitnehmerInnenschutzgesetzes

Eine im April 2012 im Aurag der Wiener Arbeiter-
kammer publizierte Studie zeigt die drastischen Folgen
der autoritären Entwicklung in den Betrieben auf.3) So
sahen sich zum Zeitpunkt der Befragung 30,2 Prozent
aller unselbstständig Beschäigten einer erhöhten
 Belastung durch Überbeanspruchung und Zeitdruck
ausgesetzt. In puncto Arbeitsintensität liegt Österreich
im Spitzenfeld der alten EU-15 Mitgliedsstaaten. Män-
ner sind stärker betroffen als Frauen, wobei Akademi-
kerInnen deutlich am Gipfel der Über-Beanspruchung
stehen. 32 Prozent aller neuzugänge in die Berufsunfä-
higkeits- und Invaliditätspensionen erfolgen aus psy-
chischen Gründen.

Folgerichtig hat das Sozialministerium mit der
„hundstorfer-novelle“ des ArbeitnehmerInnenschutz -
gesetzes darauf reagiert. Seit 1. Jänner 2013 ist endlich
klargestellt, dass die Arbeitsplatzevaluierung im Be-
reich der Gefahren auch die psychischen Belastungen
umfasst. Explizites Ziel des Gesetzgebers ist es, das e-
ma verstärkt in die betriebliche Diskussion zu bringen.

Das Kind beim Namen nennen

Im Merkbla des Ministeriums4) werden psychische
Belastungen definiert sowie einige Maßnahmen em -
pfohlen, welche durch die Betriebe durchgeführt wer-
den können. So heißt es: „Typische arbeitsbedingte psy-
chische Belastungen, die zu Fehlbeanspruchungen füh-

Psychische Belastungen am Arbeitsplatz müssen evaluiert werden, Maßnahmen fallen 
aber nicht vom himmel. Von ewald magnes.

MENSCH BLEIBEN
IM BETRIEB
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ren, sind zum Beispiel häufige Arbeitsunterbrechungen
durch Mängel in der Arbeitsorganisation, fehlende alifi-
kation beziehungsweise Erfahrung, mangelhae soziale
Unterstützung und Anerkennung durch Vorgesetzte, bezie-
hungsweise Kolleg Innen, Arbeitszeiten mit zu wenig Pla-
nungsmöglichkeiten, monotone Tätigkeiten, zu geringe
Abwechslung, widersprüchliche Ziele und Anforderungen.“

Wenig überraschend haben sich in der Arbeitswelt des
21. Jahrhunderts die Widersprüche verschär, deren Aus-
wirkungen in den Betrieben täglich erlebt werden können.
Viel zu o haben Privatisierungen und outsourcing genau
jenes Arbeitsklima geschaffen, das die hauptschuld an
 erhöhten psychischen Belastungen – und in Folge Erkran-
kungen – trägt. 

Alleinige Symptombekämpfung grei viel zu kurz, es
muss auch ein Systemwechsel im Denken und handeln
unserer Gesellscha ausgelöst werden. 

Die Gewerkschasbewegung wäre gut beraten, wenn sie
die stark gestiegene Produktivität und die  rasante Automa-
tisierung zum Anlass für ernstzunehmende Forderungen
nach kräiger Arbeitszeitverkürzung nimmt. Selbstver-
ständlich nur bei vollem Lohnausgleich. Der Schlüssel
 dafür liegt in der gleichzeitigen Verbesserung der Arbeits-
organisation durch echte Mitbestimmung im  Betrieb.

Zeit für mehr Luft in der Arbeit

Die ArbeitsinspektorInnen können bereits jetzt die
 Umsetzung der psychischen Evaluierung einfordern. Trotz
Möglichkeiten der schrilichen Terminsetzung wird der-
zeit mehr auf Beratung als auf Bestrafung gesetzt. Gerade
in international gesteuerten Konzernbetrieben passiert
 daher viel zu o gar nichts.

Arbeitspsychologe und Unternehmensberater Karl
Kriechbaum gibt zu bedenken: „Im Wiederholungsfall
kann eine Strafe von bis zu 16.000 Euro ausgesprochen
werden. Meine Erfahrung ist, dass die Firmen derzeit noch
überhaupt keine Ahnung haben, wie die Umsetzung erfol-

gen soll. Selbst Juristen sind sich noch nicht sicher, wie das
Gesetz angewendet wird.“5) Er kritisiert außerdem, dass
das Gesetz keine Erhebung der Stressfaktoren vorschreibt.
Unklar bleibt, welche schrilichen Tests für die Evaluie-
rung verwendet werden dürfen – auch hier entscheidet im
Zweifel das Arbeits inspektorat. 

Im Betrieb: Der Novelle Leben einhauchen

Klar ist: Es hängt vom Engagement der Belegschasver-
treterInnen ab, damit die Gesetzesnovelle in den Betrieben
ankommt. Verbesserungen müssen gemeinsam mit den
KollegInnen erkämp werden. hier gilt es, in möglichst
vielen Betrieben konsequent Druck auf die Unternehmens-
leitung zu machen und Überzeugungsarbeit zu leisten. 

Erste Erfahrungen von BelegschasvertreterInnen zei-
gen, dass das Interesse der Beschäigten an Verbesserun-
gen immens hoch ist. Die Furcht vor Arbeitsunfähigkeit ist
bei den Beschäigten sehr präsent. 

Der Betriebsrat ist in der Pflicht, geeignete Maßnahmen
im Sinne des Gesetzes und darüber hinaus einzufordern
und miels Mobilisierung der Kolleginnen und Kollegen
auch im Betrieb durchzusetzen. Die Gesetzesnovelle bietet
eine gute Gelegenheit dafür – packen wir’s an. z

Anmerkungen:
1) vergleiche zum Beispiel Streeck, Wolfgang (1987): Neue For-
men der Arbeitsorganisation: http://wug.akwien.at/WUG_Ar-
chiv/1987_13_3/1987_13_3_0317.pdf
2) derstandard.at, 23./24.März2013: „Wir werden plattgemacht“
3) Psychische Belastungen der Arbeit und ihre Folgen – Studie
im Auftrag der AK-Wien http://wien.arbeiterkammer.at
4) Merkblatt Arbeitsplatzevaluierung psychischer Belastungen
nach dem ArbeitnehmerInnenschutzgesetz: www.arbeitsinspek-
tion.gv.at
5) derstandard.at, 19.März 2013
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Gewerkschaft & Betrieb

PädagogInnenbildung neu

Die ÖLI/UG lehnt die unter dem Titel der PädagogInnen-
bildung nEU zusammengefassten novelle zum hochschul-
gesetz 2005 für den Bereich der Pädagogischen hochschu-
len, zum hochschul-alitätssicherungsgesetz 2012 und
zum Universitätsgesetz 2002 als unzureichend ab.

Insbesondere weil
die Bundesregierung dem Vorhaben einer gleichwertigen•
und gemeinsamen tertiären PädagogInnenbildung in den
vorliegenden Entwürfen nicht gerecht wird,
das gegen grundlegende Bildungsreformen gerichtete•
nebeneinander von Kompetenzen, von Pädagogischen
hochschulen und Universität und die Ungleichwertigkeit
von LehrerInnen-Bildungseinrichtungen und LehrerIn-
nen fortgeschrieben wird,
die für das Berufsfeld Elementarpädagogik verbind -•
liche PädagogInnenausbildung weiterhin nicht
 verwirklicht wird,
der Schwerpunkt „Inklusive Pädagogik“ nicht in allen•
Studiengängen als verpflichtend anzubietende Speziali-
sierungsmöglichkeit verankert wird,
demokratische Mitwirkungsrechte nicht gewährleistet•
sind und die
Finanzierungspflichten der öffentlichen hand ausge-•
klammert bleiben.
Die ÖLI/UG fordert die Zurücknahme und grundlegende

Überarbeitung, die Verpflichtung aller Beteiligten zur
 Kooperation mit dem Ziel einer gemeinsamen universitä-
ren Institution der PädagogogInnenbildung. Die ÖLI/UG

fordert den Ausbau de-
mokratischer Mitbestim-
mungsrechte der Studie-
renden, Forschenden und
Lehrenden für die „Päda -
gog Innen    bildung neu“,
weiters eine unabhängige,
weisungsfreie und internationalen Standards entsprechen-
de alitätssicherung unter Einbeziehung der Studieren-
den und Lehrenden von Universitäten und Pädagogischen
hochschulen durch eine gemeinsame und bei der für den
tertiären Bereich eingerichteten österreichischen ali-
tätssicherungsagentur.

ÖLI/UG fordert die gesetzliche Verankerung von Rah-
mencurricula der PädagogInnenbildung neu, die für Päda-
gogischen hochschulen und Universitäten verbindlich sind,
als Basis für ein Lehramtsstudium an einer oder mehreren
Ausbildungsstäen mit Kooperation und die wechselseiti-
ge Anerkennung von Pädagogischen hochschulen- und
Uni-Abschlüssen der PädagogInnenbildung neu bis zur
Klärung der Institutionenfrage.

Die ÖLI/UG fordert die gesetzliche Verpflichtung des
Bundes zur ausreichenden Budgetierung der PädagogIn-
nenbildung nEU und der sich daraus ergebenden Mehr -
kosten für Schule und Unterricht.
Die Unabhängigen GewerkschafterInnen der Österreichischen
LehrerInnen Initiative ÖLI/UG ist die gemeinsame Interessen-
vertretung von LehrerInnen der Allgemein bildenden Pflicht-
schulen, Allgemein bildenden höhere Schulen, Berufsschulen
und Berufsbildenden Schulen.

… sind ein wichtiger teil der aus schuss arbeit. Die uG ist in allen ausschüssen der arbeiterkammer vertreten und arbeitet
aktiv mit. Wir vertreten die Positionen der unabhängigen Gewerkschaerinnen in den Fachgewerkschaen und bringen
sie in die ausschussarbeit ein. selbstverständlich beteiligen wir uns auch direkt am Verfahren, nutzen aber auch die
 tatsache, dass die arbeiterkammer gehört wird. Durch unsere mitarbeit können wir einfluss ausüben, sichtweisen aus der
Praxis einbringen und Positionen verrücken.

Dies gehört neben der aktiven Beteiligung in den Vollversammlungen der Länder-arbeiterkammern und in Haupt -
versammlung der Bundesarbeitskammer zur Kernaufgabe von arbeiterkammer-rätinnen. o als einzelkämpferin wird
diskutiert und lobbyiert, in vielen Fällen mit erfolg. Gleichzeitig vertreten wir eine parteiunabhängige expertise, damit
haben wir ein sonderstellung. Übrigens: 2014 sind arbeiterkammer-Wahlen, nicht vergessen: Die unabhängigen in der
arbeiterkammer sind die Liste auGe/uG.

aus aktuellen anlass stellen wir die Beiträge zu den Begutachtungsverfahren zur „Pädagoginnenbildung Neu“ und zur
Novelle des Psychologinnengesetzes vor.

STELLUNGNAHMEN

Begutachtungen und Stellungnahmen zu Gesetzen gehören für die 
Säulen der UG in die politische Arbeit ihres Fachbereichs. Insbesondere die Arbeiterkammer hat im

Bereich der Begutachtungsverfahren eine wichtige Stellung. 
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PsychologInnengesetz

Seit Inkratreten des ersten PsychologInnengesetzes im
Jahr 1990 hat sich bekanntlich eine unerfreuliche Dynamik
entwickelt, die dazu führte, dass PsychologInnen nach ih-
rem Studienabschluss aus Angst vor einem nicht erfolg -
reichen Reüssieren am Arbeitsmarkt in Folge unbezahlte
Arbeit in Einrichtungen des Sozial- und Gesundheitswesen
aufnahmen, um dadurch die insgesamt 1480 benötigten
Praxisstunden für ihre Fachausbildung im Bereich der
 Klinischen und Gesundheitspsychologie zu erwerben. 

Dies führt neben einer hoch problematischen soziale
 Selektion  (wer kann sich ein weiteres Jahr ohne Verdienst
nach dem Studium leisten?) zu  massiver Ausbeutung von
Uni-AbsolventInnen, die sich teils arbeitsrechtlich am
Rand der Legalität bewegt: Viele KollegInnen in Fachaus-
bildung verrichten verantwortungsvolle und unverzichtba-
re systemerhaltende Tätigkeiten, ohne welche die entspre-
chende Klinik oder psychosoziale Einrichtung ihren Be-
trieb nicht gewährleisten könnten. Unbezahlte Arbeit be-
wegt sich hier am Rande oder außerhalb des Arbeitsrechts!

Diese Situation stürzt viele AkademikerInnen mit
 Abschluss in Psychologie in höchst prekäre Arbeits-,

 Ausbildungs- und Abhängigkeitsverhält-
nisse, mit hohen Kosten und o hohem
Risiko auch für die eigene Gesundheit (zu
befürchten ist weiters eine arbeitsrecht -
liche Klagsflut von PsychologInnen in
 Zukun, welche für die betroffenen
 Einrichtungen und Kliniken einen nicht
einschätzbaren plötzlichen Kostenfaktor
darstellen könnte).

Daher wird in Fachkreisen schon lange
ein Turnus-Modell für PsychologInnen in
Fachausbildung gefordert, das eine faire
Bezahlung beinhalten muss und den Le-
bensunterhalt sichert!

Der vorliegende Entwurf zur novelle
des PsychologInnen-Gesetzes bietet hier
eine große chance, indem er diese Proble-
matik aufgrei: Im § 8 („Grundsätze für
den Erwerb fachlicher theoretischer und
praktischer Kompetenz in Gesundheits-
psychologie und in Klinischer Psycholo-
gie“) wird in den Absätzen 2aa sowie 2ba
festgelegt, dass die praktische Fachausbil-
dungstätigkeit „im Rahmen von Arbeits-
verhältnissen“ zu geschehen hat. Dies
können nur bezahlte Arbeitsverhältnisse
nach dem ASVG sein!

Damit diese richtige Stoßrichtung Form
erhält und nicht zahnlos wird, sind jedoch
zusätzliche flankierende Maßnahmen er-
forderlich, damit PsychologInnen in Fach-
ausbildung auch zu diesem Recht kommen.
Diese müssen in politischer Gestaltung, in
Bestimmungen und Verordnungen mün-
den – bezüglich finanzieller und organisa-
torischer Rahmenbedingungen für bezahl-
te psychologische Ausbildungsstellen. 

Ähnliche wie bei Turnusplätzen muss es auch für Psy-
chologInnen in Ausbildung Planstellen und Kontingente
geben, die Finanzierung dafür muss sichergestellt werden.
Dies ist auch eine sinnvolle Investition in die alität und
nachhaltigkeit des Gesundheitssystems und psycho -
sozialer Einrichtungen!

ausdifferenzierung der Fachausbildungen und Berufsbilder
in Klinische und Gesundheitspsychologie
Gegenüber dem alten Gesetz sieht der neue Entwurf eine

stark getrennte Fachausbildung im Bereich Klinische
 Psychologie und im Bereich Gesundheitspsychologie vor
(§§14, 15 für Gesundheitspsychologie sowie §§ 23, 24 für
die Klinische Psychologie). 

Es ist zu überprüfen, inwiefern diese Aufsplierung den
aktuellen und zu erwartenden Gegebenheiten des Arbeits-
markts entspricht. Eine klare Aueilbarkeit und Differen-
zierbarkeit der Tätigkeiten – auch innerhalb einer Einrich-
tung – ist o nicht gegeben. Insbesondere das Bestehen
 eines eigenständigen, etablierten Marktes für Gesundheits-
psychologInnen ist zu überprüfen; gegebenenfalls soll
 diese starke Separierung korrigiert werden. z
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International

Von markus Koza: Was machen fundamentalistische Markttaliban, 
um vom Scheitern ihrer Politik abzulenken? 

Richtig, sie verschärfen noch einmal die Gangart und erhöhen die Dosis falscher Medizin. 

NUN DROHT EINE RUNDE

„TROIKA“ FÜR ALLE
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ie Krisenpolitik in Europa ist dramatisch geschei-
tert. Mit 12 Prozent hat die Arbeitslosenrate in der
EU einen neuen, traurigen Rekordwert erreicht. In
Griechenland und Spanien liegt die Arbeitslosen-
rate bereits bei rund 27 Prozent, über 55 Prozent

der Jugendlichen sind in diesen Staaten ohne Arbeit und
damit ohne Einkommen. Trotz – oder besser gesagt wegen
– rigoroser Sparauflagen steigen Schuldenstände wie Defi-
zite in beiden Ländern weiter an. Die Wirtscha befindet
sich seit Jahren im Sinkflug und schrump, und schrump
und schrump … Der Schuldenstand der Eurozone – also
der 17 Euro-Staaten insgesamt – hat sich 2012 mit 90 Pro-
zent im Vergleich zu 2010, als EU-weit die ersten Spar -
pakete zu „Konsolidierungszwecken“ geschnürt wurden,
noch einmal um rund fünf Prozent-Punkte erhöht. Die
Wachstumsprognosen bleiben „bescheiden“. Die sozialen
Spannungen und Konflikte nehmen dramatisch zu. Die
 extreme, faschistische Rechte gewinnt in Krisenländern
immer mehr an Boden, der hass und die Frustration über
die katastrophale soziale Lage entlädt sich einmal mehr
 gegenüber MigrantInnen, sozial benachteiligte Gruppen –
und wieder einmal gegen Minderheiten wie die Roma. Und
auch der Antisemitismus nimmt in einzelnen Staaten wie-
der bedrohliche Ausmaße an.

Angesichts derartiger Resultate wäre eigentlich eine
 radikale Kurskorrektur angesagt. Davon ist Europa aller-
dings nach wie vor weit entfernt. Selbst wenn es inzwi-
schen sogar dem EU-Kommissionspräsidenten Barroso so
langsam zu dämmern scheint, dass diese strikte Austeri-
tätspolitik doch nicht ganz das Wahre sein düre, hat das
noch keine unmielbaren Folgen. Ganz im Gegenteil:
 Vielmehr wollen Kommission und konservative Regier -
ungs  chefInnen à la Merkel jene Rezepturen, die schon
Griechenland und Portugal an den Abgrund geführt haben,
künig auch allen anderen EU-Staaten verordnen. Das
 alles, unter dem Titel der „Erhöhung der Webewerbs -
fähigkeit“ Europas.

Troika für alle?

Wo auch immer die Troika – bestehend aus EU-Kommis-
sion, EZB und IWF – hinkommt, macht sie nicht nur „Vor-
schläge“, besser Auflagen zur Sanierung des Staatshaus -
haltes – die meist auf radikale Ausgabekürzungen, Sozial-
staatskürzungen und Erhöhung von Massensteuern abzie-
len – sondern auch zur hebung der „Webewerbsfähig-
keit“. Wann sonst ergibt sich so eine günstige Möglichkeit
in einem „Aufwasch“ nicht nur den Sozialstaat sondern
auch andere, dem neoliberalismus widerstrebende Rege-
lungen und Institutionen – etwa Mindestlöhne oder Ge-
werkschaen – zu erledigen? Denn: Was da als „Struktur-
reformen“ vorgeschlagen wird, zielt in der Regel auf eine
Senkung der Mindestlöhne, Flexibilisierung der Arbeits-
märkte und der Arbeitszeiten, Abbau sozial- und arbeits-
rechtlicher Schutzbedingungen (etwa bei Kündigungen),
sozialer Sicherungssysteme und auf eine Schwächung der
Gewerkschaen und kollektiver Lohnverhandlungssyste-
me ab. Was in guten Zeiten am Widerstand der Gewerk-

schaen und Parlamente gescheitert wäre, wird nun in
Krisenzeiten autoritär durchgepeitscht.

Durch diese Maßnahmen der „inneren Abwertung“ sol-
len die Wirtscha der Krisenstaaten „konkurrenzfähiger“ –
sprich die Arbeitskräe billiger und noch besser ausbeut-
bar – werden, so Leistungsbilanzdefizite abgebaut werden,
die Araktivität für ausländische Investoren erhöht und so
schließlich miel- bis langfristig eine ausgeglichene Leis-
tungsbilanz beziehungsweise Leistungsbilanzüberschüsse
erwirtschaet werden. So weit, so schlecht, die Ergebnisse
sind bekannt – Verelendung breiter Schichten, systemati-
sche Verarmung, massive Konjunktureinbrüche mangels
Binnennachfrage, steigende Arbeitslosigkeit … für die
Masse der Bevölkerung ein wahres Desaster.

Das hindert die neoliberal orientierten, konservativen
Eliten allerdings keineswegs daran, ähnlich gelagerte, vor-
zugsweise ideologisch motivierte „Strukturreformen“ – wie
sie im Rahmen des europäischen Semesters ausgesprochen
werden – verpflichtend nun auch für alle EU-Länder einzu-
fordern, auch für jene Länder, die bislang nicht unter dem
Troika-Diktat stehen.

Das Problem dabei: Ist zwar die Budget- und Fiskal -
politik über den Stabilitäts- und Wachstumspakt weitge-
hend und vertraglich „vergemeinschalicht“, inklusive
Kontroll- und Sanktionsmechanismen, ist es die Lohn-,
 Sozial- und Arbeitsmarktpolitik eben nicht. Die fällt in die
Kompetenz der nationalstaaten. Es kann gerade nicht vor-
geschrieben werden, dass Lohnverhandlungen nicht auf
Branchen- sondern auf Betriebsebene stafinden müssen.
Es kann die EU-Kommission nicht die Anhebung des Pen-
sionsantrisalters verpflichtend einfordern, weil das – in
den EU-Verträgen abgesichert – eben Sache der national-
staaten und nicht der Union ist. Was also tun, um nach

„Austerity for ever“ nun auch immerwährenden Druck auf
Löhne und soziale Rechte zu erzeugen?

Vertiefung der Wirtschafts- und Währungsunion…

Es steht das „bewährte“ Modell „Fiskalpakt“ im Raum –
also ein völkerrechtlich verbindlicher Vertrag, der zur Ein-
haltung bestimmter Regeln verpflichtet. Ein Vertrag, nicht
eingebeet in EU-Recht, sondern abgeschlossen zwischen
Staaten und der EU-Kommission. Eben ein „Pakt für We-
bewerbsfähigkeit“, wie Merkel beim World Economic Fo-
rum im Februar 2013 schon anmerkte. „Ich stelle mir das so
vor,“ meinte sie, … dass wir analog zum Fiskalpakt einen
Pakt für Webewerbsfähigkeit beschließen, in dem die
 nationalstaaten Abkommen und Verträge mit der EU-
Kommission schließen, in denen sie sich jeweils verpflich-
ten, Elemente der Webewerbsfähigkeit zu verbessern, die
in diesen Ländern noch nicht dem notwendigen Stand der
Webewerbsfähigkeit entsprechen.“ Im Zentrum Merkel-
scher „Verbesserungsnotwendigkeiten“: Lohnstückkosten
und Lohnzusatzkosten. Sprich: Löhne und Sozialabgaben.

Was dieser „Pakt für Webewerbsfähigkeit“ ganz kon-
kret bedeuten könnte, steht bereits in einer Mieilung der

Bitte umblättern



EU-Kommission vom 28. november 2012
(„Ein Konzept für eine vertiee und echte
WWU“). Zwischen Kommission und den
 Mitgliedsstaaten sollen Verträge geschlossen
werden (auch wenn die Kommission – noch
– eine Änderung europäischen Rechts gegen-
über völkerrechtlichen Verträgen bevorzugt),
die zu einer Umsetzung von Strukturmaß-
nahmen verpflichten. Die „Peitsche“: Wer
sich nicht an den Vertrag hält, wird verwarnt
und kann auch sanktioniert werden. Das
 „Zuckerbrot“: Bei einer „zügigen Verabschie-
dung und Umsetzung von Reformen“ und zur

„Überwindung politischer und ökonomischer
hindernisse“ soll es finanzielle Unterstützun-
gen geben. Die entsprechende Finanzierung
soll über einen Sonderfonds abgewickelt
 werden. Wir erinnern uns: Im Rahmen von

„Reungsmaßnahmen“ gab’s von der Troika
auch nur Geld gegen Umsetzung der Auf -
lagen beziehungsweise von Strukturreformen.
Eben: Troika für alle. Wie ähnlich sich nicht

„Zuckerbrot“ und „Peitsche“ in manchen
 Fällen sind …

… wird bedrohlich konkret

Am 20. März schließlich legte EU-Wirt-
schas- und Währungskommissar olli Rehn
in einer Mieilung zwei „konkrete“ Vorschlä-
ge zur Vertiefung der WWU vor – einen zu
einer „ex ante“ – also „Vorab“- Koordinie-
rung wirtschaspolitischer Maßnahmen.
 Einen zur „vetraglich verpflichtenden“
 Umsetzung seitens der EU-Kommission
 vorgeschlagener Strukturreformen. Was will
die EU-Kommission?

Vorschlag 1: Wichtige nationalstaatliche,•
wirtschaspolitische Reformen – darunter
auch Regierungsprogramme („… when new
policy measures are being prepared aer a
new government takes office.“) – sollen vor
Beschluss durch die nationalen Parlamente
auf europäischer Ebene vorgelegt und mit der
EU-Kommission beraten werden. Diese   ex-
ante Koordinierung soll überprüfen, ob
 Reformvorhaben mögliche negative Aus -
wirkungen über die nationalstaatliche Ebene
 hinaus haben könnten. So soll sichergestellt
werden, „… that Member States internalise
the EU-level dimension of key reforms in
their national decision-making process.“
 Ergebnisse aus diesen Diskussionen sollen
Eingang in die länderspezifischen Empfeh-
lungen im Rahmen des europäischen
 Semesters finden.

Vorschlag 2, wie bereits gehabt: Mitglieds-•
staaten verpflichten sich vertraglich dazu
eine begrenzten Anzahl an Strukturreformen
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umzusetzen. Für jene Staaten, die sich zu entsprechenden
Reformen „verpflichten“, wird finanzielle Unterstützung in
Aussicht gestellt. Mit anderen Worten: nur jene Länder,
welche sich zur Durchführung mehrheitlich neoliberaler
Strukturreformen verpflichten, können mit finanzieller
Unterstützung rechnen.

Damit wäre der „Lückenschluss“ neoliberaler, autoritär-
kapitalistischer Reformagenda weitgehend vollzogen –
 indem Bereiche, die bislang ausschließlich unter national-
staatliche Kompetenz fallen, nun „vergemeinschaet“
 werden – eine weitere Stärkung demokratisch nicht ent-
sprechend legitimierter europäischer Ebenen – der EU-
Kommission, der EU-Bürokratie und des EU-Rats – gegen-
über den demokratisch gewählten nationalen Parlamenten,
sowie Gewerkschaen und ArbeitnehmerInnenverbänden.
Unabhängig davon, in welcher gesamtwirtschalichen
 Situation sich der Gesamtstaat befindet, unabhängig von
Schuldenstand, Defizit und ökonomischer Lage … es geht
darum das neoliberale Modell durchzusetzen. Und dabei
demokratische Prozesse einmal mehr auszuhebeln …

Protest der Gewerkschaften

Kein Wunder daher, dass diese Pläne bei den Gewerk-
schaen auf Widerstand stoßen. Das ÖGB-Büro in Brüssel
hält in seiner Kurzinfo vom 20. März 2013 entsprechend
fest: „Die Erfahrungen der letzten Jahre zeigen, dass es der
EU-Kommission hier in erster Linie um ,Reformen‘ bei den
Sozialversicherungssystemen geht, wie zum Beispiel um
die heraufsetzung des gesetzlichen Pensionsalters oder
 einen Automatismus von demografischer Entwicklung und
gesetzlichem Antrisalter. Andere Forderungen der Kom-
mission betreffen mehr Flexibilisierung der Arbeitsmärkte
(Abbau Kündigungsschutz) oder Eingriffe in Lohnfin-
dungsmechanismen (zum Beispiel Abschaffung der Inde-
xierung in einigen EU-Ländern), es geht also auch um
 Kollektivvertragssysteme.“

Der EGB spricht davon, dass die Vorhaben des EU-Kom-
missars Rehn lediglich darauf abzielen würden, „seine
 neoliberalen Kommissionsdienststellen gegenüber den
Mitgliedsstaaten, gegenüber den nationalen Parlamenten
und den Sozialpartnern“ zu stärken. Und weiter: „Die …
Pläne von Kommissions-Vizepräsident Rehn gehen … in
die völlig falsche Richtung, bedrohen demokratische
 Entscheidungsprozesse in den Mitgliedsstaaten,
 einschließlich der Mitbestimmungsrechte.“

Initiativen der AUGE/UG in den Arbeiterkammern

Die AUGE/UG brachte zu den Arbeiterkammer-Voll -
versammlungen einen Antrag ein, in dem sich die Arbei-
terkammern klar gegen derartige Vorhaben aussprechen
und die Bundesregierung auffordern „gegen die Vorschlä-
ge zur Vertiefung der WWU aufzutreten“. Ein im novem-
ber eingebrachter Antrag fand bereits die Mehrheit und
damit eine klare Positionierung der AK. Der neuerliche

Bitte umblättern



Antrag, unter Berücksichtigung der konkreten Vorschläge,
sollte diese Position noch einmal bekräigen und wurde
sowohl in der AK-Wien als auch in der Bundesarbeits -
kammer angenommen.

Zivilgesellschaft und Politik gegen den  
 EU-Wettbewerbspakt

Und auch zivilgesellschalich und parteipolitisch tut sich
was: AktivistInnen aus der Zivilgesellscha, der Wissen-
scha und aus Gewerkschaen, aber auch PolitikerInnen
der Grünen und der SPÖ, haben den Aufruf „Europa geht
anders!“ gestartet.“Demokratie und soziale Sicherheit in
Europa“ werden hierin gefordert sta „weiterer Sozial -
abbau durch ‘Webewerbspakt’“ (Aufruf und Möglichkeit
zu unterstützen unter www.europa-geht-anders.eu). Bis
zum EU-Gipfel im Juni wurden bereits weit über 8000 Un-
terschrien – in ganz Europa – gegen den Webewerbs-
pakt gesammelt. Derzeit scheint es so zu sein, dass die end-
gültige Beschlussfassung über den Webewerbspakt auf
die Zeit nach den Parlamentswahlen in Deutschland ver-
schoben werden soll, im Rahmen des Rats im Juni soll die
weitere Vorgangsweise beraten werden. Es soll sich durch-
aus „spießen“, keineswegs alle EU-Staaten sind von Mer-

kels Vorstellungen darüber, wohin Europa gehen soll,
 begeistert. Widerstand gegen den vertragsmäßig fest -
geschriebenen „immerwährenden Webewerb“ regt sich
inzwischen in vielen Ländern und auch in etlichen Regie-
rungen. „Europa geht anders“ wird jedenfalls auch, bezie-
hungsweise gerade nach dem Juni-Rat weiterhin Druck
 darauf machen, dass der Webewerbspakt nicht beschlos-
sen wird. Denn, wie es im Aufruf abschließend heißt: „Eine
Vertiefung der Europäischen Union muss eine Stärkung
der Demokratie und das Wohlergehen aller Menschen in
Europa zur Voraussetzung haben.“ Diesem Ansinnen
 stünde eine Vertiefung der Wirtschas- und Währungs-
union tatsächlich diametral entgegen … z

P.S.: Die AUGE/UG hat eine Musterresolution gegen den
 Wettbewerbspakt zur Beschlussfassung in Betriebsräten und
Personalvertretungen verfasst. Mit dieser Resolution soll unse-
ren  Gewerkschaften auch klar signalisiert werden, dass ihre
 Basis in den Betrieben einen entsprechenden Einsatz gegen den
Wettbewerbspakt nicht nur unterstützt, sondern auch erwartet.
Damit sie nicht wie beim Fiskalpakt darauf „vergessen“.
Download: http://diealternative.org/belvederegasse
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„Wir gehören zu den unterdrück   -
ten Schwarzen.“ Der türkische Minis-
terpräsident Tayyip Erdogan braucht
immer wieder solche Sätze. Erdogan
gefällt sich in der opferrolle. In Erdo-
gans Erzählung herrschte, bevor er an
die Macht kam, eine kleine, säkulare
politische Elite, die das Volk tyranni-
sierte: der Kemalismus, benannt nach
dem Republikgründer Mustafa Kemal
Atatürk. Dieses herrschasmodell,
aufgebaut auf den Trümmern des os-
manischen Reichs, formte eine natio-
nalistische Republik und verordnete
die bürgerliche Modernisierung und
Ideologie von oben herab.

Das Selbstverständnis Erdogans
und seiner „Partei für Gerechtigkeit
und Entwicklung“ (AKP) deckte sich
über lange Zeit mit der Wahrneh-
mung der türkischen Entwicklung im
Ausland. Die AKP war Zeugnis, dass
politischer Islam und Demokratie
kompatibel seien.

ausbesserungen zur eigenen macht
Doch diese Legende ist passé: Wer

nach der Gewaltorgie der vergange-
nen Wochen in Istanbul und anderen
Städten noch das reformerisch-demo-
kratische Selbstverständnis der AKP
preist, ist ein Zyniker. 

Der  brutale Polizeieinsatz gegen
zumeist friedliche DemonstrantInnen,
der Tote,  Erblindete und tausende
Verletzte zur Folge hae, war von
ganz oben angeordnet. Aus Erdogan,
dem Unterdrückten, ist ein Unterdrü-
cker geworden. 

Es lohnt sich, genauer auf die Refor-
men der AKP in dem vergangenen
Jahrzehnt zu schauen, in dem sie die
absolute Mehrheit im Parlament ge-
stellt und die Regierung gebildet hat:
Die Türkei ist in dieser Zeit immer
nur dann „demokratisch“ ausgebessert
worden, wenn Erdogan sich davon
eine Verfestigung seiner Macht ver-
sprach. Institutionen wie das Militär
und das Verfassungsgericht waren tat-
sächlich Bastionen antidemokrati-
scher Kemalisten. Mit Verfassungs -
änderungen wurden sie der Regierung

gefügig gemacht. Bei der politischen
Justiz, die einst IslamistInnen, Kurd -
Innen und Linke verfolgte, wurden die
Köpfe ausgewechselt. Jetzt werden
 IslamistInnen nicht mehr verfolgt. 

nach der Revolte vom Istanbuler
Taksimplatz und der Demokratie -
bewegung setzt Erdogan nun nicht
nur auf die Repressionsinstrumente,
die die Kemalisten hinterlassen haben.
Auch das Vokabular ist der Vergan-
genheit entlehnt. Auf der Massen-
kundgebung in Istanbul wimmelte es
in der Rede Erdogans nur so von
 „internationalen Verschwörern“: Von
türkischen „handlagern“: von „Anar-
chisten“ oder dem „Großkapitalisten“,
der die Pforten seines nobelhotels für
ein notlazare für DemonstrantInnen
öffnen ließ. 

oasen praktizierter Demokratie
Die Revolte auf dem Taksimplatz ist

keine linke Erhebung, obwohl die
 InitiatorInnen unorthodoxe, libertäre
Linke sind – Kinder säkularer, bürger-
licher Eltern, zumeist mit hohen Bil-
dungsabschlüssen, wie erste repräsen-
tative Untersuchungen belegen. Die
Wut gegen die staatliche Intervention
in Lebensweise und Lebenspraxis der
Menschen war ein Motor der Mobili-
sierung. Gegen Deklarationen wie

„Macht drei Kinder!“, „Das ist nicht
Kunst, das ist ein monströses Denk-
mal, reißt es ab!“, „Wer trinkt, ist
 Alkoholiker!“. 

Binnen kürzester Zeit ist ein breites
Bündnis gegen Erdogan entstanden.
Da kamen die Feministinnen, die

Schwulen und Lesben, die
GlobalisierungsgegnerInnen
von den „antikapitalistischen
Moslems“, die Fussballfans,
die sich nicht in Erdogans
Reih und Glied einfügten, die
Kinder von AKP-Wähler -
Innen, GewerkschaerInnen,
die alten linken Gruppen,
PKK-AnhängerInnen und
 zuletzt auch die Kemalist -
Innen. Es ist eine heterogene
Bewegung, die schwer auf
 einen nenner zu bringen ist
und die schwer ein politisches
Programm auf die Beine
 stellen kann.

nach der blutigen Räumung
des Taksimplatzes sind jetzt
die schweigenden, regungs -
losen Männer und Frauen zu

Symbolfiguren des Widerstands ge-
worden. Sie stehen einfach da, als
stummer Protest. Täglich werden
 zudem in Istanbuler Parks Foren
 abgehalten, die beraten, wie der
 Widerstand weitergehen soll. Es sind
 oasen praktizierter Demokratie, wo
Meinungsfreiheit herrscht und sich
gegenseitig zugehört wird. Es ist das
Antimodell zum herrschenden, zur
archaischen Politik, die Erdogan ver-
körpert. Diese Bewegung ist keine
 unmielbare Gefahr für Erdogan.
Doch sie trägt die Keime für eine
grundlegende Veränderung der
 Gesellscha in sich. z

Aus WOZ, 26/2013, gekürzt

Unterdrückter Unterdrücker?

Der türkische Ministerprä-

sident Tayyip Erdogan ist

an die Grenzen seiner auto-

ritären Herrschaft gesto-

ßen. Die Leute von oben

herab führen zu wollen,

funktioniert nicht mehr. 

Von Ömer erzeren.
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sabine Vogler: Wie ist die situation für Arbeitnehmer -
Innen in Honduras?
Dina meza: in Honduras wurden 1954 durch einen streik
arbeitsrechte erkämpft. Damals wurde ein arbeitsgesetz
beschlossen, dass die tagesarbeitszeit mit acht stunden
begrenzte sowie einen 13. monatslohn und eine abferti-
gung bei Kündigung einführte.

Nach dem Putsch von 2009 wurden die arbeitsrechte
aufgehoben und stattdessen das „Gesetz über stunden -
weise arbeit“ eingeführt, so dass die arbeitnehmerinnen
nur nach stunden bezahlt werden. Vor dem Putsch war
ein mindestlohn garantiert – und der gestürzte Präsident
manuel zelaya hatte diesen auch gerade erhöht –; nach
dem Putsch wurde der mindestlohn nicht mehr bezahlt.

Hunderte arbeitnehmerinnen wurden wegen ihrer
 unterstützung für die Widerstandsbewegung (zum
 Beispiel wegen ihrer teilnahme an Demonstrationen
 gegen den Putsch) entlassen. 

unterstützerinnen des Putsches organisierten ebenfalls
Kundgebungen, die als Demonstrationen der „Weißen
Hemden“ bekannt wurden. Gegen ihren Willen nahmen
auch arbeitnehmerinnen daran teil; sie wurden von un-
ternehmen dorthin geschickt. ihre teilnahme wurde mit-
tels Listen überprüft. Wer sich weigerte, wurde entlassen.

Die verpflichtende entsendung von arbeitnehmerinnen
zu den Demonstrationen der „Weißen Hemden“ führte
dazu, dass einige unternehmen zusperren mussten, weil
sie aus Protest dagegen boykottiert wurden. Dies betraf
etwa einige Fast-Food-Ketten, deren Leitung den Putsch
befürwortete.

Wie ist die derzeitige wirtschaftliche Lage?
Nach dem Putsch wurde das Leben teurer. Der Preis auf
Grundnahrungsmittel stieg, so dass viele Familien sich
diese nicht mehr leisten können. Die armut nimmt weiter
zu. Das Gesundheitswesen wurde privatisiert; Gesund-
heitsleistungen sind nunmehr kostenpflichtig. ein Gesetz
zur Privatisierung des Bildungssektors wurde 2011
 beschlossen.

Die erzeugung von Grundnahrungsmitteln wurde er-
schwert, weil den Kleinbäuerinnen und -bauern nicht das
Land zurückgegeben wird. Die rückgabe war eigentlich in

einem vor dem Putsch beschlossenen Gesetz vorgesehen.
Das Bajo aguán ist eine der regionen, die von den span-
nungen und der repression am stärksten betroffen ist. seit
Jahren herrscht dort ein Konflikt um den zugang zu
fruchtbarem Land. Kleinbäuerinnen , die ihre rechte ein-
fordern, werden getötet, verfolgt, überwacht; gegen füh-
rende mitglieder der Kleinbauernbewegung werden Pro-
zesse geführt. Der Kampf um Land wurde kriminalisiert.

Wie ist die aktuelle menschenrechtssituation?
Honduras erlebt derzeit eine menschenrechtskrise. Gesetze
gegen die menschenrechte wurden beschlossen. ein Gesetz
erlaubt nun die abhörung von telefonaten. Die Befugnisse
der militärs wurden erweitert. Die Kontrolle über Nicht -
regierungsorganisationen wurde verstärkt.

Wie ist die situation für gewerkschafterInnen?
Gewerkschaften, die sich nicht nur um Fragen des Lohnes
kümmern, sondern strukturelle reformen (anm.: eine
rückkehr zu den verfassungsmäßigen strukturen) fordern,
sind seit dem Putsch besonders gefährdet.

Wie ist die sicherheitssituation für Dich?
ich habe mich immer schon für menschenrechte eingesetzt
und wurde deshalb verfolgt. 

Jetzt hat sich die menschenrechtslage für alle ver-
schlechtert; die opfer sind anhängerinnen der Wider-
standsbewegung, Frauen, Jugendliche, Gewerkschafter -
innen, Kleinbäuerinnen, indigene.

Wie sieht Dein einsatz für die menschenrechte aus?
ich arbeite mit der menschenrechtsorganisation CoFa-
DeH zusammen, die das radioprogramm „stimmen gegen
das Vergessen“ und eine online-Plattform „menschen-
rechtsverteidigerinnen online“ (defensores en linea) anbie-
tet. Weiters unterstütze ich das „Komitee der Familien -
angehörigen Verhaftet-Verschwundener“, das bereits seit
den 1980er Jahren besteht. meine aufgaben zum schutz
der menschenrechte umfassen journalistische arbeit
 (recherche, interviews, artikel in medien), menschen-
rechtsbildung für die mitglieder der Widerstands -
bewegung, Begleitung der Kleinbäuerinnen und ihrer

Dina meza, ist eine bekannte Journalistin und Menschenrechtsverteidigerin in honduras. 
sabine Vogler traf die mutige Menschenrechtsverteidigerin bei ihrem Besuch in Österreich.

MENSCHENRECHTE:

KRISE IN HONDURAS
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 organisation, internationale Vertretung, zum Beispiel vor
der interamerikanischen menschenrechtskommission,
 interventionen des „Komitees der Familienangehörigen
Verhaftet-Verschwundener“.

Agieren paramilitärische gruppierungen in Honduras?
Ja, leider. Wir haben das modell aus Kolumbien über -
nommen. schon vor dem Putsch gab es todesschwadronen
und auftragskiller. Nach dem Putsch hat es sich verstärkt.
Letzte Woche wurde der staatsanwalt, der gegen das orga-
nisierte Verbrechen kämpfte, erschossen. in der Woche da-
vor wurde eine Journalistin angeschossen, die über Land-
konflikte und Korruption bei der Polizei berichtet hatte.

Wie schätzt Du die Zukunft ein?
Heuer im November werden Wahlen stattfinden.

es wird eine neue Partei, die LiBre-Partei, antreten.
Die Gattin des gestürzten Präsidenten zelaya ist Kandi -
datin von LiBre.

Die bestehende oligarchie hat kein interesse an dem
Wahlsieg der neuen Partei. in den vergangenen hundert
Jahren hatten sich stets zwei Parteien die macht geteilt;
daher unternehmen diese alles, um die neue, dritte, Partei
zu zerschlagen. so überwachen sie Versammlungen,
 indem währenddessen unbekannte vor dem Haus stehen,
oder verhaften mitglieder. seit letztem mai 2012, als die

neue Partei gegründet wurde, wurden über zwanzig aktive
mitglieder ermordet. 

Die neue LiBre-Partei hat unterstützung in der
 Bevölkerung, aber ich mache mir keine illusionen: Die
stimmauszählung erfolgt durch die Wahlkommission,
und bereits in der Vergangenheit fand gegenseitige mani-
pulation der zwei alten Parteien statt. Die oligarchie wird
nicht zulassen, dass der Wahlsieg an LiBre geht.

trittst Du auch an?
Nein. ich bin nicht Kandidatin bei LiBre. ich bin men-
schenrechtsverteidigerin. ich mache menschenrechts -
begleitung; das heißt wenn etwa mitglieder von LiBre
opfer von menschenrechtsverletzungen werden.

Was kann die internationale solidarität erreichen?
Bitte appelliert an den honduranischen staat: Fordert
schutz für menschenrechtsverteidigerinnen! Fordert die
untersuchung der morddrohungen. Fordert, dass die
 Verantwortlichen vor Gericht gestellt werden.

Weiters ist wichtig, sich an die eu und an regierungen
in europäischen Ländern zu wenden, die das aktuelle
 regime in Honduras finanzieren. sie sollen nachfragen,
wie ihr Geld verwendet wird. z

Dina Meza wurde wegen  ihres
 Engagements und  ihrer Recher-

chen immer wieder bedroht.
 Amnesty International startete

mehrere Urgent Actions, zum
 Beispiel 2005, als Dina über die
 Arbeitsbedingungen in privaten

 Sicherheitsunternehmen berichtete
und in Folge dessen Morddrohun-

gen erhielt. 2007 wurde Dina Meza
mit dem Amnesty-Medienpreis

ausgezeichnet. Nach dem Putsch
vom 28. Juni 2008 verschärfte sich

die Situation für Menschen -
rechtsverteidiger Innen in

 Honduras, auch für Dina Meza, die
eine Reihe von Morddrohungen

 erhalten hat.

Sabine Vogler ist
 Mitarbeiterin des
 Netzwerkes Arbeit,
 Wirtschaft und soziale
Rechte von Amnesty
 International Österreich
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ie schwierige Lebenssituation, der die Menschen
in Griechenland unterworfen sind, widerspiegelt
sich auf den Straßen und Plätzen Athens. Im
Zentrum, an den Metroabgängen, in den Parks
oder in nebenstraßen haben obdachlose ihr

artier aufgeschlagen, sie nächtigen auf Parkbänken
und in den nischen vor den Kirchen. In den engen Gäss-
chen floriert der Tauschhandel und Schwarzmarkt, flie-
gende händler kommen mit Stoffballen an, von denen sie
gewünschte Meterware herunterschneiden. Und wenn die
Polizeisirene ertönt, ist im nu die Straße geräumt. Auf Mi-
grantInnen, insbesondere AfrikanerInnen, hat es die Poli-
zei abgesehen, wer sich nicht ausweisen kann wird mitge-
nommen. Mehrmals gab es solche Kontrollen und Razzien. 

Schreckliche Szenen haben sich vor unseren Augen ab-
gespielt, als ein junger Mann verhaet und abgeführt wur-
de und Frauen mit Kindern neben ihm hergerannt sind,
schreiend und die Polizei verfluchend. hilflosigkeit macht
sich breit. Aber die Leute zeigen trotz allem Standfestigkeit.
Im Park vor unserem hotel begannen sie nachmiags
 unter Gitarrenklängen zu tanzen. Tanzen gegen die Ver-
elendung, tanzen gegen die Entwürdigung.

Starkes Signal

Der Alter Summit in Athen hat ein starkes Signal für
eine gemeinsame Strategie europäischer Gewerkschaen
und sozialer Bewegungen gesetzt. Mehr als tausend Teil-
nehmerInnen aus ganz Europa diskutierten gemeinsame
Strategien gegen den brutalen Abbau sozialer und demo-
kratischer Rechte. Die VertreterInnen von beinahe zwei-
hundert organisationen, das heißt Gewerkschaen wie
cGT, Solidaires (F), cSc (Belgien), Lo (norwegen), IG Me-
tall (D), GSEE oder ADEDY (GR), Feministinnen, zivil -
gesellschalichen organisationen (sehr starke Teilnahme
von ATTAc France – „Troika Dégage“), linken Parteien
(SYRIZA, Die Linke), Stiungen (Rosa Luxemburg) und

„Ideenschmieden – ink Tanks“ (Transform) aus zwanzig
Ländern präsentierten am Freitag ein Manifest. Darin wird

ein Ende des bedingungslosen Schuldendienstes in Län-
dern der EU, eine strengere Regulierung von Banken und
Finanzmärkten, die Direktfinanzierung der öffentlichen
haushalte durch Zentralbanken und die Rücknahme der
Kürzungspakete in Ländern wie Griechenland, Spanien
und Portugal gefordert. Wahrscheinlich aufgrund der
 Zersplierung der griechischen Linken kamen aus deren
Reihen nur sehr wenige TeilnehmerInnen (Alexis Tsipras,
Vorsitzender von Synaspismos und SYRIZA war auch nur
am ersten Tag anwesend). 

Von den „offiziellen“ Medien fast gänzlich ignoriert
 wurden am Samstag in 15 thematischen Versammlungen
zentralen Forderungen diskutiert und weiterentwickelt.
Die thematische Versammlung „Rechtsextremismus“, an
der wir teilnahmen, war durch ein solidarisches und pro-
duktives Klima gekennzeichnet und erzielte auch konkrete
Resultate. In nächster Zeit sollen vor allem drei Punkte
 gemeinsam umgesetzt werden:

Stärkere Kooperation der netzwerke gegen die1.
 extreme Rechte. Das netzwerk „Prague Spring 2“,

Anfang Juni fand in Athen der Alter Summit – das Manifest 
für ein demokratisches, soziales, ökologisches und feministisches Europa – statt. 

Von Nadia trallori, erich Dittrich und Hermann Dworczak.

TANZEN GEGEN
VERELENDUNG
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dem wir angehören, unterbreitete
dazu einige  Vorschläge
organisierung einer Studien -2.
konferenz zur extremen Rechten im
herbst in Paris
Veranstaltung einer großen interna-3.
tionalen Konferenz gegen Rechtsex-
tremismus und neonazismus 2014 –
aller Voraussicht nach in Budapest.

Klein, aber laut

Mit einer kleinen, aber lauten De-
monstration durch das Zentrum von
Athen ging am Samstagabend der Al-
ternativgipfel von europäischen sozia-
len Bewegungen und Gewerkschaen
zu Ende. Linkspolitiker der GUE/nGL-

Fraktion im Europaparla-
ment und der Europäi-
schen Linken waren
ebenso vertreten. Den
jüngsten Block stellte
das griechische Links-
bündnis SYRIZA. Die
Anhänger der Partei
sangen Demo-Schlager
wie „El pueblo unido“
und „Bandiera Rossa“,
machten aber auch mit
Schlachtrufen auf die
derzeit drängendsten
Probleme in Griechen-
land aufmerksam. Etwa
1500 Menschen mar-
schierten (auf Parallel-
straßen von der Polizei
begleitet) vom nationa-

len Archäologischen Museum vor das
Parlamentsgebäude am Syntagma-
Platz. ohne Zwischenfälle, aber auch
ohne Abschlusskundgebung endete
dort die Demonstration.

Insgesamt lässt sich sagen, dass es
richtig und wichtig war nach Athen zu
fahren. Es gab spannende Debaen
und den deutlich artikulierten Wunsch,
sich stärker international zu vernetzen.
Wäre der Vorbereitungsprozess weni-
ger top down organisiert worden (in
etlichen Ländern gab es keine Vorbe-
reitungskomitees, die über Athen in-
formierten beziehungsweise mobili-
sierten), häe es wahrscheinlich eine
breitere Beteiligung gegeben. Aber aus
Fehlern kann mensch ja bekanntlich
lernen. z

Ein Manifest der Menschen, Kurzfassung der für ein Europa auf der Basis von
Gleichheit, Solidarität und echter Demokratie: auf dem Alter Summit in Athen
verabschiedete Erklärung.

I. Den erzwungenen Schuldendienst beenden
1. Sofortige Annullierung der „Memoranden“, die überschuldeten Ländern von der
Troika aufgezwungen wurden.
2. Aussetzung des Schuldendienstes, bis die Bevölkerungen vor steigender Armut
und Arbeitslosigkeit geschützt sind.
3. Beteiligung des reichsten Teils der Bevölkerung mit einer einmaligen
 Vermögensabgabe.
4. Verpflichtung der Europäischen Zentralbank und anderer öffentlicher
 europäischer Finanzinstitute zu direkter Staatsfinanzierung unter demokratischer
Kontrolle.
II. Für ein ökologisches und soziales Europa: 

Kürzungsprogramme zurücknehmen
1. Stopp der Austeritätspolitik, die Europa immer tiefer in die Rezession treibt.
2. Sicherstellung von Steuergerechtigkeit durch die Einführung einer gerechten,
progressiven und dauerhaften Besteuerung von Einkommen, Vermögen und
 Unternehmensgewinnen.
3. Entwicklung europaweiter öffentlicher Investitionsprogramme unter gesell-
schaftlicher Kontrolle zum sozialen und ökologischen Umbau.
4. Stärkung und Weiterentwicklung der gesellschaftlichen und ökologischen
 Gemeingüter, neudefinition und Ausweitung des öffentlichen Dienstes.
III. Rechte für alle: Nein zu Armut und Unsicherheit!
1. Wiederherstellung des Rechts, Tarifverhandlungen und Arbeitskämpfe zu
 führen.
2. Sozial- und Lohndumping in Europa und weltweit muss beendet werden, zum
Beispiel durch internationale Abkommen.
3. Löhne sind zu erhöhen, ein angemessener Mindestlohn für alle Arbeitnehmer -
Innen ist per Gesetz oder Tarifvertrag in allen Staaten ebenso einzuführen wie ein
Mindesteinkommen.
4. Schutz des Eigentums verschuldeter haushalte.
5. herstellung der Gleichheit von Frauen und Männern bei Löhnen, Renten und
beruflicher Entwicklung sowie Verbot einer auf Geschlecht, ethnischer herkunft,
Staatsangehörigkeit oder sexueller orientierung beruhenden Diskriminierung.
6. Stärkung des Schutzes von Migrantinnen und Migranten auf sozialer und
 politischer Ebene.
IV. Für eine demokratische Wirtschaftsordnung: 

Banken müssen dem Gemeinwohl dienen
1. Die umfassenden öffentlichen Garantien für private Finanzinstitute sind zu
überprüfen.
2. Banken und alle anderen Finanzinstitute sind einer effektiven und strengen
 Regulierung zu unterstellen.
3. Die demokratische Kontrolle von Banken und Finanzinstituten ist zu verstärken.

Aufstehen für Demokratie!
Die gegenwärtigen Entwicklungen in Europa zeitigen einen erheblichen Abbau der
Demokratie. Die demokratische Debatte ist nahezu zum Erliegen gekommen, Re-
pressionen gegen soziale Bewegungen nehmen zu und die Spaltung zwischen den
Menschen und zwischen den Staaten wird stärker. Das vorhersehbare Ergebnis ist
ein Aufstieg rassistischer, rechtsradikaler und faschistischer Bewegungen, da teil-
weise direkt gegen Migrantinnen und Migranten, Arme, Minderheiten, Ausländer -
Innen und Menschen in anderen Teilen Europas Ressentiments geschürt werden.
Der beste Weg, dieser Entwicklung Einhalt zu gebieten, ist die Austeritätspolitik
zu beenden.

Alternativen sind vorhanden: Es liegt in unserer Verantwortung, 
die Machtverhältnisse zu ändern mit dem Ziel, eine echte politische, soziale

und ökonomische Demokratie in Europa zu errichten.
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Gewerkschaft & Betrieb

Gewerkscha der Privatangestellten –
Druck-Journalismus-Papier, Produktions-
Gewerkscha, Arbeiterkammer: Alterna-
tive und Grüne GewerkschaerInnen –

AUGE/UG, Belvederegasse10/1, 
A-1040Wien, Telefon(01)5051952,

www.auge.or.at, 
auge@ug-oegb.at

Gewerkscha Öffentlicher Dienst: 
UGöD, Belvederegasse10/1, 

A-1040Wien, 
Telefon(01)5051952-22, 

www.ugoed.at, 
office@ugoed.org

Gewerkscha der Post- und Fernmelde -
bediensteten: UG-PF, Lassallestraße9, 
A-1020Wien, Telefon(01)54641285,

www.kozi.at/we4you,
we4you@aon.at

Gewerkscha vida (Verkehr, Persönliche
Dienste, Private Dienstleistungen): 
UG-VIDA, Margaretenstrasse166,
1050Wien, Telefon(01)54641285,

www.ugoed.at, 
admin@ug-vida.at

Gewerkscha der Gemeindebedienste-
ten – Kunst, Medien, Sport, freie Berufe:

Konsequente Interessenvertretung –
KIV/UG, Blumauergasse22/3, 

A-1020Wien, Telefon(01)2165272,
www.kiv.at, 
kiv@kiv.at

unabhängige 
gewerkschaer Innen im ÖgB 

Blumauergasse 22/3  
A-1020 Wien 

Telefon (01)2165272 
Web: www.ug-oegb.at
E-Mail: ug@ug-oegb.at



„Der arbeiter erarbeitet den Profit, alle Werte stammen aus der arbeit und die aufgabe der Gewerkschaen ist,
aus diesem mehrwert so viel herauszuholen wie möglich für die arbeiter die diesen mehrwert schaffen.“ (K.F.)

Karl wurde 1920 geboren, in einem Arbeiterviertel von Wiener neustadt, Flugfeld, in einer kampfreichen
Zeit aufgewachsen und schon als Kind in die sogenannte „Kampfzone“ herangezogen: Kinderfreunde,
 naturfreunde, Arbeiterturner, Rote Falken. Am 1. Mai marschierte er mit und am Republiktag, am 
12. november, gegen die heimwehr oder gegen die deutschen Turner. Prägend für den jungen Karl war
der 15.Juli 1927, Vater hae endlich Arbeit und da haen seine Muer und er erfahren, dass in Wien
 geschossen wird und die Arbeiter demonstrieren. Die Muer hae panische Angst gehabt, dass ihr Mann
daran beteiligt ist und auch erschossen wird. Das hat ihn sehr bewegt. Der Vater kam nach der Arbeit
nicht zur üblichen Zeit nach hause, erst spät in der nacht kam er und erzählte: „Wir sind marschiert und

plötzlich schossen sie von den Dächern herunter auf uns, wir sind in Toreingänge geflüchtet, andere
 haben sich auf den Boden geworfen“. An diesem Tag war ihm bewusst, dass er halbwaise häe sein
 können und seit damals hae er ein gestörtes Verhältnis zu Polizei und Militär.

Im Jahre 1933 nach der Machtergreifung der nazis kamen viele Emigranten nach Österreich. Deutsche
Jungsozialisten haben Arbeiterlieder in den höfen zu Gitarren und Mandolinen gesungen, und haben auch
von den KZ´s erzählt. Wer später sagte, er hat nichts gewusst von KZ´s, der wollte auch nichts wissen.
nach dem Februar 1934 trat seine gesamte Rote-Falken-Gruppe geschlossen in den illegalen Kommunisti-
schen Jugendverband ein. Seine Entscheidung begründete Flanner: „Wir haen unsere Einstellung nicht
geändert. Geändert hat sich die Einstellung der obrigen“. Im Jänner 1935 trat Karl aus Überzeugung der
Kommunistischen Partei bei. 

Er organisierte zu dieser Zeit den Widerstand im Raum Wiener neustadt gegen den aueimenden
 Faschismus. Er und einige andere Mitstreiter wurden von einem Freund denunziert, 1939 wurde er verhaf-
tet. Bei den Einvernahmen bei der GESTAPo wurde er geschlagen und gefoltert und ihm wurden immer
wieder nur zwei Fragen gestellt: „Wo sind die Schrien und wer sind die Anderen?“ Er hat nichts verraten
und wurde 1940 verurteilt. Von Dachau erfolgte nach einem Jahr seine Überstellung nach Buchenwald, wo
er an der Selbstbefreiung am 11. April 1945 aktiv beteiligt war. Dabei wurden etwa 200 nazi-Aufseher
festgenommen und später den Amerikanern lebend übergeben.

Karl wollte für ein freies, demokratisches Österreich kämpfen. nach seiner Rückkehr aus dem KZ hae
die Regierung den Begriff „opfer des Faschismus“ kreiert. Aber Karl hat sich nie als opfer gesehen,
 sondern als Kämpfer gefühlt!

nach seiner Rückkehr nach Wiener neustadt war er zwei Wochen im Dienst bei der Staatspolizei, den
er aber bald aufgab. Ab 1946 hat er wieder im RAX-Werk als Buchhalter zu arbeiten begonnen und ist bald
darauf zum Betriebsabrechner aufgestiegen. Er war dann bei der Angestelltengewerkscha organisiert,
dort waren seine Buchenwaldkameraden oo horn als Zentralsekretär und Friedrich hillegeist als
 obmann tätig. Karl wurde Betriebsratsobmann der Angestellten und stieg auf bis zum Zentralen Leitungs-
ausschuss. Auch an den Streiks im oktober 1950 war Flanner maßgeblich beteiligt und organisierte im
Raum Wiener neustadt eine totale Streikfront, deswegen wurde er aus der Gewerkscha ausgeschlossen.

1971 wurde er aus der Kommunistischen Partei per Einschreibebrief ausgeschlossen. Im selben Jahr
 bekam er den Posten im Stadtarchiv und er brachte 1973 das Buch „Widerstand in Wiener neustadt“
 heraus. Schon damals begann er eine Sozialgeschichtliche Abteilung im Stadtarchiv einzurichten. Das
haus, das ihm die Stadtgemeinde zur Verfügung gestellt hae und das unter Denkmalschutz stand,
 begann er für die Zwecke des Industrieviertel-Museums zu adaptieren. Karl Flanner hat seit den 1980er
Jahren zirka 500 Vorträge an Schulen, Universitäten und bei Gewerkschasschulungen gehalten.

Lieber Karl, Du warst ein perfektes Vorbild in meinem Leben und ein großartiger Freund. Wir werden
dir stets ein ehrendes Angedenken bewahren.

albert Dlabaja

Nachruf

Karl Flanner 
1920-2013



Der albtraum – ein Leben

nur einen Spalt öffnet die alte Frau im rosa Morgen -

mantel die Tür. „Mit dem Körper verdeckt sie den Blick

in ihre düstere Wohnung. … Misstrauisch mustert sie

mich.“ Kein Einlass. Wochenlang sitzt die Autorin Agata

Tuszynska auf dem Gang und nimmt Wiera Grans

 Erzählung auf. Endlich erlangt sie etwas Vertrauen. Die

Tür öffnet sich, die Wohnung ein Bunker. Angefüllt mit

Säulen von Gerichtsakten, Dokumenten, Fotografien, ein

schmaler Pfad dazwischen. „Man hat so viele Lügen über

mich verbreitet. … ich bin dieser herr K. von Kaa.“ 

Ein Gerücht. Ein Gerücht mit wahrem hintergrund?

oder entstellt, erfunden, erlogen? Zeugenaussagen. Was

haben sie gesehen? Was wollen sie gesehen haben?

 Kollaboration. Was ist Kollaboration? Denunziation ohne

not sicher. Waren alle, die überlebten, Kollaborateure?

Waren alle, die tot sind, keine Kollaborateure? Es gab

Kollaborateure, die dennoch tot sind. Und von den Vielen,

die nicht kollaborierten, überlebten einige dennoch.

Konnte dem Befehl eines SS-Manns entgegnet werden,

nein, ich tu das nicht? Wenn nicht, ist das Kollaboration?

Wo immer die gefeierte Sängerin aus dem Gheo nach

1945 aurat, das Gerücht war schon da. Die Gerichte hat-

ten sie freigesprochen. Keine Kollaboration, im Gegenteil,

sie hae sich für Waisenkinder im Gheo eingesetzt,

Geld gespendet und gesammelt. Das Gerücht trat dem

 allen entgegen. Wieso hat sie auch bei den nazis Spenden

kassiert, wenn die im Publikum des Gheo-Lokals saßen?

Kollaboration! Wieso ist sie bei dem Fest eines Gestapo-

Mannes aufgetreten? Kollaboration! Das Gerücht bleibt

an ihr kleben, hat das Leben der „polnischen Piaf“ zer-

stört. Eingeriegelt lebt sie, ihre Wohnung sei verwanzt,

wenn sie sie verlässt, werde alles gestohlen. Die Fenster,

nie geöffnet, bleiben verdunkelt. „Der Bulle“ sei Tag und

nacht auf sie angesetzt. Agata Tuszynska gelingt es mit

Sensibilität und Geduld, dem ehemaligen Star Wiera

Gran nahe zu kommen und in sorgfältigen Recherchen

dieser grausamen Folge des naziterrors nachzugehen. 

eva Geber

Lesbar

Agata Tuszynska
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